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Ein Wort vorweg 

Seit 7,5 Jahren bin ich als Gleichstellungsbeauftragte im Amt. Dies ist mein 4. Tätigkeitsbericht 
für die Jahre 2018 bis 2020. Ich ziehe Bilanz über die Höhen und Tiefen der Gleichstellung von 
Frauen und Männern in dieser Zeit und gebe einen Ausblick in die Zukunft. 
 

Es gab gewichtige Preise und Jubiläen zum Feiern: 

 2019 wird die Gleichstellungsstelle 25 Jahre alt. Auf der Geburtstagsfeier gibt Stefanie 
Lohaus, Herausgeberin des feministischen Missy Magazins, einen futuristischen Blick, 
wie Gleichstellungsarbeit sich in Zukunft entwickeln und schneller gelingen könnte. 

 2019 ist auch auf Bundesebene ein ganz besonderes Jubiläumsjahr: 100 Jahre Frauen-
wahlrecht, 70 Jahre Grundgesetz mit Artikel 3 „Männer und Frauen sind gleichberech-
tigt“ und 25 Jahre der Zusatz im Grundgesetz, der dem Staat den Verfassungsauftrag 
gibt: „Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.“ 

 Die stellvertretende Ministerpräsidentin des Landes und Finanzministerin Monika Hein-
old überbringt das Grußwort der Landesregierung zur erfolgreichen Veranstaltung „Ge-
flüchtete Frauen in den Arbeitsmarkt“ im Januar 2020 – eine ausgezeichnete Zusam-
menarbeit von Integrations- und Gleichstellungsarbeit in Henstedt-Ulzburg. 

 

Im Frühjahr 2020 verändert die Corona-Pandemie unser alltägliches Leben völlig. Die Auswir-
kungen der Pandemie auf die Gleichstellung verschärfen das Ungleichgewicht zwischen den 
Geschlechtern. Frauen reduzieren häufiger ihre Arbeitszeit, ihr Anteil an der Sorgearbeit steigt 
weiter und häusliche Gewalt Erfahrungen nehmen zu. Dabei sind in systemrelevanten Berufen 
hauptsächlich Frauen beschäftigt: Kranken- und Altenpflegerinnen, Verkäuferinnen, Reini-
gungskräfte und Erzieherinnen. 

WANN, WENN NICHT JETZT: BESSERE BEZAHLUNG UND BESSERE BEDINGUNGEN FÜR FRAUEN 
fordert die Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauen- und Gleichstellungsbeauftragter 
gemeinsam mit anderen bundesweit aktiven Verbänden, Organisationen & Gewerkschaften. 
 

Die Wirksamkeit von Gleichstellungsarbeit erfordert ein gleichstellungsfreundliches Klima, eine 
Offenheit für die gleichstellungsspezifische Perspektive und die frühzeitige Einbeziehung in Pla-
nungen. Seit dem Amtsantritt von Bürgermeisterin Ulrike Schmidt am 1. Juni 2020 wird Gleich-
stellungsarbeit als bereichernder Blickwinkel hin zu einer zukunftsfähigen, modernen und ge-
rechten Gesellschaft wertgeschätzt. Gleichstellung ist Qualitätsmerkmal einer Kommune und 
Gewinn für alle Bürgerinnen und Bürger. 

Ich bedanke mich mit diesem Tätigkeitsbericht ausdrücklich für die gute und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung, für den offenen Diskurs und die Unterstützung 
beim politischen Ehrenamt und bei externen Netzwerken für die bereichernde Zusammenarbeit. 

 

 
 
 
 

Henstedt-Ulzburg, 01.02.2021 

 

Rathausplatz 1, 24558 Henstedt-Ulzburg 
Tel.: 04193 963-170, Fax: 04193 963-190 

E-Mail: svenja.gruber@h-u.de 
Internet: www.henstedt-ulzburg.de 
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1 Arbeitsgrundlagen und Rahmenbedingungen 

Aufgrund der Wahl der neuen Bürgermeisterin am 01.03.2020 und des Dazukommens neuer 
Parteien, neuer Gemeindevertreterinnen und –vertreter sowie bürgerlicher Mitglieder in den 
politischen Gremien fasse ich die gesetzlichen Grundlagen für kommunale Gleichstellungsbe-
auftragte sowie deren Aufgaben, Pflichten und Rechte zusammen. 

Ziel ist, 

 die Verantwortung und Verpflichtung von Verwaltung und Politik für die tatsächliche 
Umsetzung von Gleichberechtigung von Frauen und Männern aufzuzeigen, 

 Gleichstellungsarbeit als eine Querschnittsaufgabe zu verdeutlichen und damit 

 die Akzeptanz für Gleichstellungsthemen in Verwaltung und Politik weiter zu steigern. 

 

1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen 

Die Gleichstellung von Mann und Frau hat Verfassungsrang und ist gesetzlich auf mehreren 
Ebenen verankert. 

Die rechtlichen Grundlagen verdeutlichen, dass der Staat, die Gemeinde Henstedt-Ulzburg und 
damit sowohl die Verwaltung als auch die gewählten Entscheidungsgremien der Kommune 
zur tatsächlichen Umsetzung der Geschlechtergerechtigkeit verpflichtet sind. Die Gleichstel-
lungsbeauftragte hat auf die Einhaltung dieser Gesetze hinzuwirken und Initiativen hierfür zu 
entwickeln. 

Die Förderung der rechtlichen und tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern ist auf 
Bundesebene verfassungsrechtlich in Artikel 3 Absatz 2 des Grundgesetzes (GG) geregelt: 

„Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nach-
teile hin.“ (eigene Hervorhebung) 

Das Benachteiligungsverbot aufgrund des Geschlechts ist außerdem im Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG) festgeschrieben: 

„Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen 
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen.“ 

Auf Landesebene ist die Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern in der Verfas-
sung des Landes Schleswig-Holstein in Artikel 9 verankert: 

„Die Förderung der rechtlichen und tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern ist 
Aufgabe des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie der anderen Träger der öf-
fentlichen Verwaltung. Insbesondere ist darauf hinzuwirken, dass Frauen und Männer in kollegi-
alen öffentlich-rechtlichen Beschluss- und Beratungsorganen zu gleichen Anteilen vertreten 
sind.“ (eigene Hervorhebung) 

In Schleswig-Holstein sind Gemeinden, Kreise und Ämter aufgrund der Änderung des Kommu-
nalverfassungsrechtes seit April 1990 verpflichtet, ab einer Größe von 15.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern Gleichstellungsbeauftragte zu bestellen (vgl. § 2 Abs. 3 und 4 Gemeindeord-
nung (GO)). In dem „Gesetz zur Sicherung der Arbeit der hauptamtlichen kommunalen Gleich-
stellungsbeauftragten“ von 03/2017 wird klargestellt, dass dies ab besagter Größe grundsätz-
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lich in Vollzeit und nur ausnahmsweise in Teilzeit zu erfolgen hat. Die Gemeinde Henstedt-Ulz-
burg mit 28.500 Einwohnerinnen und Einwohnern hat – nach gerichtlicher Klärung der verfas-
sungsseitigen Rechtsmäßigkeit der Verpflichtung zur Bestellung einer Gleichstellungsbeauf-
tragten in 1994 – die Funktion stets in Vollzeit bestellt. 

In der GO ist außerdem das Widerspruchsrecht der Gleichstellungsbeauftragten gegen Maß-
nahmen, die ihrer Ansicht nach gegen das Gleichstellungsgesetz (GstG) verstoßen, verankert 
(§2 Abs. 5 GO). 

§ 10 Hauptsatzung der Gemeinde Henstedt-Ulzburg konkretisiert die Funktionsbedingungen 
der Gleichstellungsbeauftragten im Rahmen der höheren Gesetze: Hier sind die hauptamtliche 
Tätigkeit der Gleichstellungsbeauftragten, ihre Aufgaben, ihre Weisungsfreiheit und frühzeitige 
Beteiligung, ihr Teilnahmerecht an Sitzungen und ihr zugewiesene Haushaltsmittel für eigene 
Öffentlichkeitsarbeit geregelt: 

 

Hauptsatzung § 10 
Gleichstellungsbeauftragte 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist hauptamtlich tätig. Anderweitige dienstliche oder arbeits-
rechtliche Verpflichtungen dürfen ihr nicht übertragen werden. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Aufgabe, zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern in der Gemeinde Henstedt-Ulzburg beizutragen durch Einbringung frauen-
spezifischer Belange. 

Zu ihren Aufgaben gehören: 
- Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für Frauen, z. B. bei der Aufstellung 

eines Bebauungsplanes. 
- Entwicklung von Initiativen zur Verbesserung der Situation von Frauen in der Gemeinde 

Henstedt-Ulzburg und Durchführung der Initiativen nach Maßgabe der Entscheidungen der 
Gemeindevertretung und Ausschüsse der Gemeinde. 

- Anbieten und Durchführen von Sprechstunden und Beratung für Hilfesuchende. 
- Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und Behörden, um 

frauenspezifische Belange wahrzunehmen. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte ist im Rahmen ihrer Tätigkeiten an fachliche Weisungen der Bür-
germeisterin / des Bürgermeisters nicht gebunden; sie unterliegt der Dienstaufsicht der Bürger-
meisterin / des Bürgermeisters. Die Bürgermeisterin / der Bürgermeister hat die Gleichstellungs-
beauftragte im Rahmen ihres Aufgabenbereiches an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, 
dass deren Initiativen, Anregungen, Vorschläge, Bedenken oder sonstige Stellungnahmen berück-
sichtigt werden können. 

 Dazu sind ihr die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Kenntnis zu geben so-
wie Auskünfte zu erteilen. 

(4) Sie kann an den Sitzungen der Gemeindevertretung und der Ausschüsse teilnehmen. Zeit, Ort 
und Tagesordnung der Sitzungen sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In Angelegenheiten ihres 
Aufgabenbereiches ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte betreibt mit den ihr zu diesem Zweck zugewiesenen Haushaltsmit-
teln eigene Öffentlichkeitsarbeit. 

 

Neben diesen kommunal-, landes- und bundesrechtlichen Rahmenbedingungen ist auch EU-
Recht verpflichtend: Im Februar 2018 tritt das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, die so genannte Istanbul-
Konvention, in Deutschland in Kraft. Damit verpflichtet sich Deutschland auf allen staatlichen 
Ebenen, alles dafür zu tun, um Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen, Betroffenen Schutz und 
Unterstützung zu bieten und Gewalt zu verhindern. Die 81 Artikel der Istanbul-Konvention 
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enthalten dabei umfassende Verpflichtungen zur Prävention und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt, zum Schutz der Opfer und zur Bestrafung der Täter und 
Täterinnen. 

Die Konvention zielt damit zugleich auf die Stärkung der Gleichstellung von Mann und Frau und 
auf das Recht von Frauen auf ein gewaltfreies Leben ab. 

 

1.2 Aufgaben und Rechte der Gleichstellungsbeauftragten 

Meine Arbeit als Gleichstellungsbeauftragte konzentriert sich gemäß des gesetzlichen Auftrages 
auf die Entwicklung von Maßnahmen und Strategien zur Gleichstellung der Geschlechter und 
wirkt auf die tatsächliche Verwirklichung des Grundrechtes der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern hin. Ziel ist, die traditionell geprägten Gesellschaftsstrukturen, die Frauen be-
nachteiligen und auch Männer in die patriarchale Rolle drängen, nachhaltig zu verändern. 

Dabei ist Gleichstellungsarbeit eine Querschnittsaufgabe – es gibt keine geschlechtsneutrale 
Wirklichkeit. Der Arbeitsauftrag bezieht sich auf alle Lebensbereiche und alle Lebensphasen von 
Frauen und Männern. 

Als Gleichstellungsbeauftragte habe ich auch eine Querschnittsfunktion: ich berate die Bür-
germeisterin und die Verwaltungsleitung sowie das politische Ehrenamt in gleichstellungsrele-
vanten Angelegenheiten. 

Um auf die Geschlechtergerechtigkeit innerhalb der Verwaltung und für Bürgerinnen und Bür-
ger hinwirken zu können, bin ich neben den oben genannten rechtlichen Grundlagen dem 
„Landesgesetz zur Gleichstellung der Frauen im öffentlichen Dienst“ von 1994 (GstG) ver-
pflichtet und bin nach § 19 (2) GstG frühzeitig zu beteiligen an 

 allen personellen, sozialen und organisatorischen Angelegenheiten der Dienststelle 
(§ 20 GstG) sowie 

 an fachlichen Angelegenheiten (§ 10 Abs. 2 Hauptsatzung, Gesetzesbegründung zu 
§ 2 Abs. 3 GO). 

Dementsprechend prüfe ich alle Maßnahmen und Vorhaben der Verwaltung auf Gleichstel-
lungsrelevanz und gebe mündliche sowie schriftliche Stellungnahmen ab. In Ausübung meiner 
Tätigkeit kann ich an den Sitzungen der Gemeindevertretung und der Ausschüsse teilnehmen 
und mich an der politischen Diskussion beteiligen. 

Außerdem biete ich Beratungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Bürgerinnen und 
Bürger an, betreibe Netzwerkarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben 
und Behörden und organisiere Projekte und Informationsveranstaltungen zu verschiedenen 
Gleichstellungsthemen. 

Gleichstellungsbeauftragte werden auf unterschiedlichen Ebenen eingesetzt, z.B. auch in Bun-
des- und Landesbehörden und an den Universitäten. Die Kommunalverwaltung ist die einzige 
Behörde, bei der die Gleichstellungsbeauftragte sowohl für die Kolleginnen und Kollegen in der 
Verwaltung als auch für die Einwohnerinnen und Einwohner der Kommune zuständig ist. In 
Henstedt-Ulzburg erstreckt sich meine Zuständigkeit auf über 400 Beschäftigte der Gemeinde 
Henstedt-Ulzburgs (inkl. Eigenbetrieb) und ca. 28.500 Einwohnerinnen und Einwohner. 
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1.3 Frühzeitige Beteiligung 

Als Gleichstellungsbeauftragte habe ich auf die Einhaltung der grundgesetzlich verankerten 
Gleichstellung hinzuwirken. 

Um diese Aufgabe zielführend erfüllen zu können, hat die Gesetzgebung die Funktion mit dem 
Recht der „frühzeitigen Beteiligung“ ausgestattet: Gleichstellungsbeauftragte sind so frühzeitig 
am Willensbildungsprozess innerhalb der Verwaltung zu beteiligen, dass ihre Initiativen, Anre-
gungen und Bedenken in den Entscheidungsprozess mit einfließen können. Es besteht das 
Recht zur Teilnahme an Besprechungen, Sitzungen und Konferenzen innerhalb der Verwaltung, 
soweit Angelegenheiten beraten werden, die Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen 
haben können (vgl. Hauptsatzung §10 Abs. 3; GstG §19 Abs. 2, §20 Abs. 2, §23 Abs. 1). Dabei 
obliegt die Prüfung, ob eine Gleichstellungsrelevanz vorliegt, der Gleichstellungsbeauftragten 
selbst. Einsicht in alle Akten und Unterlagen der Verwaltung sind dabei zu gewähren, auch in 
Personalakten. 

Das Recht der frühzeitigen Beteiligung stellt keinen Eingriff in das Selbstverwaltungsrecht der 
Kommunen dar (Art. 28 GG), die Bestellpflicht der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten 
wurde für Schleswig-Holstein verfassungsrechtlich Mitte der 90ziger überprüft, auch Henstedt-
Ulzburg hat sich lange gerichtlich gegen die Bestellung gewehrt. 

Da die Gleichstellungsbeauftragte beratende und keine festlegende oder beschließende Funk-
tion hat, kommt dem Recht der frühzeitigen Beteiligung entscheidende Bedeutung zu: Ziel die-
ses Rechts ist es, frühzeitig auf eine mögliche Benachteiligung von Frauen hinweisen und diese 
nach Möglichkeit bereits am Beginn des Willensbildungsprozesses verhindern zu können. 

Die Umsetzung der frühzeitigen Beteiligung ist in den Kommunen unterschiedlich und auch ab-
hängig von der jeweiligen Verwaltungsspitze. Seit der Wahl der neuen Bürgermeisterin am 
01.03.2020 hat sich die frühzeitige Beteiligung deutlich verbessert. Gleichstellungsarbeit wird 
inzwischen als bereichernder Blickwinkel hin zu einer zukunftsfähigen, modernen und gerech-
ten Gesellschaft wertgeschätzt (siehe 2.1). Seit Amtsantritt von Bürgermeisterin Schmidt 
nehme ich an den Führungsrunden teil, so dass jetzt ein sehr guter Informationsfluss und ein 
regelmäßiger Austausch auf Führungsebene gewährleistet sind. 
 

1.4 Weisungsfreiheit 

Zur Erfüllung meiner Aufgaben bin ich als Gleichstellungsbeauftragte unabhängig von Weisun-
gen der Verwaltungsspitze und der Politik. Inhaltliche Schwerpunkte und Priorisierungen mei-
ner Arbeit lege ich eigenverantwortlich fest und betreibe eine eigenständige Öffentlichkeitsar-
beit. Ich bin in meiner Funktion nicht an den Dienstweg gebunden. Dienstaufsicht hat die Bür-
germeisterin, ich bin ihr direkt unterstellt. 
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Ich habe das Recht, aber nicht die Pflicht, an den Sitzungen der Gemeindevertretung und der 
Fachausschüsse teilnehmen, auch im nicht-öffentlichen Teil, und habe ein Rederecht in den 
Gremien. 

 

1.5 Rahmenbedingungen 

Als Gleichstellungsbeauftragte bin ich hauptamtlich in Vollzeit beschäftigt. Vor dem Hinter-
grund der Querschnittsaufgaben und Querschnittsfunktion und der damit verbundenen Fülle an 
Aufgaben und Tätigkeiten sind die personellen Ressourcen knapp. Mit der Zunahme an The-
men, wie Organisationsuntersuchung, Digitalisierung, Doppik und der Herauslösung und Grün-
dung des Kita Eigenbetriebes hat sich die personelle Situation noch verschärft. Vor allen Dingen 
mangelt es an Unterstützung durch z.B. eine Verwaltungskraft, um die Vielzahl an Prozessen 
und Themen angemessen ablegen und dokumentieren zu können. Projektbezogen erhalte ich 
regelmäßig Unterstützung aus der Wirtschaftsförderung. 

Unverändert sind die zugewiesenen Haushaltsmittel in Höhe von € 3.500,- pro Jahr für Gleich-
stellungsprojekte und eigene Öffentlichkeitsarbeit. Durch sparsame und wirtschaftliche Haus-
haltsführung ist dieser Etat für 2018-2020 gut auskömmlich. Durch Kooperationen mit anderen 
Trägern und Kommunen können Ressourcen gebündelt, Einnahmen erzielt und wieder für die 
Gleichstellungsarbeit eingesetzt werden. Für zusätzliche Projekte, wie z.B. die One Billion Rising 
Aktion oder die 25-Jahr-Feier, werdren zusätzliche Mittel bewilligt. Die Mittel für Reisekosten (€ 
1.000,-), Aus- und Fortbildung (€ 600,-), Fachliteratur (€ 400,-), Supervision (€ 600,-) und Leis-
tungsentgelte für den Baubetriebshof sind im Berichtszeitraum unverändert. In 2020 werden 
die Mittel bedingt durch die Corona-Pandemie nicht voll ausgeschöpft. 

 

1.6 Fortbildungen & Supervision 

Als Gleichstellungsbeauftragte übe ich eine Querschnittsfunktion aus und arbeite in unter-
schiedlichen Netzwerken (siehe 5.1 bis 5.4). Die alle 2 Jahre stattfindende Bundeskonferenz der 
Gleichstellungsbeauftragten (BUKO) ist neben den Treffen der Gleichstellungsbeauftragten auf 
Landes- und Kreisebene ein wichtiges Austausch- und Vernetzungsforum. Die Teilnahme an der 
BUKO, Vollversammlungen und die Netzwerktreffen der Landesarbeitsgemeinschaft der haupt-
amtlichen kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten (LAG) sind notwendig, binden 
aber einen Großteil meines Reisekosten- und Fortbildungsetats. 

Vor diesem Hintergrund nehme ich im dreijährigen Berichtszeitraum an nur wenigen qualifizie-
renden fachlichen Fortbildungen teil. In 2018 kann ich kostengünstige LAG Fachtage besuchen: 
Geschlechtergerechte Personalentwicklung (27.08.2018), Städteplanung (26.09.2019) und 
Workshop Schlagfertigkeit (23.10.2018). In 2019 besuche ich die Fortbildungen Projektma-
nagement (25.02.-26.02.2019) und Fördermanagement (10.10.-11.10.2019). In 2020 fallen be-
dingt durch die Corona-Pandemie viele Veranstaltungen aus: Die Bundeskonferenz und die 
Fortbildung Moderationstechnik wird auf 2021 verschoben. 

Supervisionen finden je nach Bedarf bis zu vier Mal pro Jahr statt. 
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2 Aufgaben und Tätigkeiten in Verwaltung und Politik 

2.1 Zusammenarbeit mit der Verwaltungsleitung 

Die frühzeitige Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten verbessert sich im Vergleich zum 
letzten Tätigkeitsbericht bzw. seit Amtsantritt der neuen Bürgermeisterin deutlich: Seit 1. Juni 
2020 bin ich in die wöchentliche Besprechungsstruktur auf Leitungsebene eingebunden, erhalte 
dadurch Informationen frühzeitig und kann Bedenken und Anmerkungen im Austausch mit der 
Bürgermeisterin, den Fachbereichsleitern und den Stabsstellen erörtern. 

Außerdem findet mit der Bürgermeisterin wöchentlich ein kurzes, vertrauensvolles Austausch-
treffen statt (bis Anfang 2020 monatlich), in dem wir personelle, organisatorische oder fachli-
che Themen vertiefen und ich über meine weiteren Tätigkeiten, Projekte und Veranstaltungen 
berichte. 

Auf Ebene der Sachgebiete bringe ich mich durch mündliche oder schriftliche Stellungnahmen 
ein, bevor das Thema als Verwaltungsvorlage den politischen Gremien vorgelegt wird (siehe 2.3 
ff). Zu verwaltungsinternen Arbeitsgruppen, wie Unterbringung Geflüchteter, Organisationsun-
tersuchung, Lenkungsgruppe Kita-Eigenbetrieb, interne Planungsrunden, IGEK etc. werde ich 
beteiligt und eingeladen. 

Natürlich werden (und können) nicht alle meine Anmerkungen und Bedenken vollständige Be-
rücksichtigung finden. Jedoch sichert dieses ab 1. Juni 2020 gelebte Beteiligungsverfahren, dass 
Bürgermeisterin und Leitungen Informationen aus verschiedenen Perspektiven erhalten, um 
konsens- und zukunftsfähige sowie chancengerechte Entscheidung treffen zu können. 

 

2.2 Teilnahme an politischen Gremien 

In meiner Weisungsfreiheit und beratenden Funktion als Gleichstellungsbeauftragte pflege ich 
den vertrauensvollen Austausch und die Zusammenarbeit mit allen politischen Fraktionen 
gleichermaßen. Verpflichtet bin ich dem gleichstellungspolitischen Blickwinkel, unabhängig von 
Partei und Fraktion. Durch die Kampagne „Mehr Frauen in die Kommunalpolitik“ (siehe 4.5) 
kann die Vertrauensbasis zu allen Fraktionen in Henstedt-Ulzburg verbessert werden. 

Mein Ziel ist eine Prüfung aller Verwaltungsvorlagen auf Gleichstellungsrelevanz. Grundsätzlich 
melde ich meine Bedenken, Anregungen und Initiativen zunächst verwaltungsintern im Ge-
spräch oder in schriftlichen Stellungnahmen an. Meine Stellungnahmen finden möglichst Ein-
gang in die Verwaltungsvorlagen. 

Bei wichtigen Themen oder falls meine Bedenken verwaltungsintern nicht berücksichtigt wer-
den (konnten), richte ich meine Stellungnahmen auch direkt an die Politik, um diese aus Sicht 
der Geschlechtergerechtigkeit zu informieren und zu beraten. 

Regelmäßig nehme ich an den Sitzungen der politischen Gremien, an der Gemeindevertretung 
und den Fachausschüssen teil, bei Bedarf auch am nicht-öffentlichen Teil. Ich erhalte als Gleich-
stellungsbeauftragte uneingeschränkt Rederecht. 

An den jährlichen Sitzungen des Polizeirates nehme ich beratend teil, ebenso an Arbeitskreisen 
der Politik und Verwaltung (AK Ärztliche Versorgung, AK Berichtswesen, AK Sozialer Wohnungs-
bau, AK Preisgericht Ideenwettbewerb Beckersberg, AK Ziele und Grundsätze). 
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2.3 Eigenbetrieb Kindertagesstätten Henstedt-Ulzburg 

Die Ausgliederung der gemeindeeigenen Kindertagesstätten in den „Eigenbetrieb Kindertages-
stätten Henstedt-Ulzburg“ wird nach dem Bürgerentscheid 2017 von allen Fraktionen unter-
stützt und durch die Verwaltung umgesetzt. Verwaltungsintern bin ich Mitglied der Lenkungs-
gruppe und an der Stellenbedarfsermittlung sowie an den Stellenbesetzungsverfahren der 
Werkleitungen im Assessmentcenter beteiligt. 

Seit dem 01.01.2019 werden die gemeindeeigenen Kindertageseinrichtungen durch den Eigen-
betrieb Kindertagesstätten Henstedt-Ulzburg geführt. Bei kommunalen Eigenbetrieben findet 
das Gleichstellungsgesetz Anwendung. Als Gleichstellungsbeauftragte der Gemeinde Henstedt-
Ulzburg wirke ich deswegen auch im Eigenbetrieb auf die Verwirklichung der Gleichstellung und 
auf die Einhaltung des Gesetzes hin. Durch die Auslagerung der Kindertagesstätten in den Ei-
genbetrieb bedingt eine deutliche Zunahme der Arbeitsquantität. 

Mit der Einrichtung des Eigenbetriebes gilt es zunächst, einen geeigneten Prozessablauf für die 
frühzeitige Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten in allen personellen, organisatorischen 
und sozialen Angelegenheiten zu etablieren und gleichzeitig die Mitbestimmungsrechte des 
Personalrates zu wahren. In sehr konstruktivem, wertschätzendem und zielführendem Aus-
tausch erarbeiten und erproben beide Betriebsleiter, die Personalabteilung, der Personalrat 
und die Gleichstellungsbeauftragte gemeinsam einen Ablauf erarbeitet und legen diesen An-
fang 2020 fest: 

1. Die Information zur beabsichtigten Maßnahmen an GB und PR erfolgt zeitgleich. 
2. Die GB hat im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung Gelegenheit zur Stellungnahme (ge-

setzliche Frist: 10 Werktage, Rückmeldung in der Praxis bereits nach wenigen Stunden). 
3. Erst nach und mit Stellungnahme der GB stimmt der PR der beabsichtigten Maßnahme 

zu oder lehnt diese ab. Eine Ablehnung erfolgt begründet an alle und löst Austausch mit 
erneutem Verfahren aus. 

Das Verfahren erweist sich als gesetzeskonform und praktisch umsetzbar. Die Zusammenarbeit 
findet mit allen Beteiligten auf Augenhöhe statt. Es ist eine hohe Bereitschaft von allen Beteilig-
ten vorhanden, Anmerkungen aus Gleichstellungssicht umzusetzen. Kompromissorientiert wer-
den Lösungen bei unterschiedlichen Problemlagen gefunden. 

Die Zusammenarbeit ist hervorragend. 

Im Personalbereich werden im Berichtszeitraum beispielhaft folgende Ausschreibungsverfahren 
durchgeführt: Pädagogische Fachberatung, Kita-Leitung, stellvertretende Kita-Leitung, Perso-
nalsachbearbeitung, Kasse und Reinigung. Außerdem bin ich an weiteren Personalmaßnahmen 
wie Stellenbewertungen, Höhergruppierungen, Kündigungen, Arbeitszeitänderungen, Probe-
zeitverlängerungen usw. beteiligt, ebenso an den Einstellungen zur PIA-Ausbildung bzw. für ein 
FSJ. 

Im organisatorischen Bereich werden verschiedene Dienstanweisungen überarbeitet, z.B. die 
für Reinigungskräfte und die Anpassung der Dienstvereinbarung über die gleitende Arbeitszeit. 
Eine Herausforderung sind die ständigen Anpassungen der personalrechtlichen Regelungen im 
Rahmen des neuartigen Corona-Virus SARS-CoV-2 (COVID19) sowohl für die Verwaltungsmitar-
beitenden als auch für die pädagogischen Fachkräfte im Eigenbetrieb. Während der Corona-
Pandemie gleichzeitig dem Schutz der Mitarbeitenden, den pädagogischen und entwicklungs-
psychologischen Bedarfen der Kinder und den Vereinbarkeitssorgen von Beruf und Kinderbe-
treuung der Eltern gerecht zu werden, gleicht einer tägliche Quadratur des Kreises. 
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Im Herbst 2020 wird das pädagogische Leitbild des KiTa-Eigenbetriebes in den politischen Gre-
mien vorgestellt. Die Beteiligung und Ergänzungen aus Gleichstellungssicht stehen noch aus 
und sollen Anfang 2021 nachgeholt werden. 

 

2.4 Allgemeine Verwaltung, Organisation und EDV 

Als Gleichstellungsbeauftragte werde ich an allen organisatorischen Angelegenheiten beteiligt, 
wie Personalbedarfen, daraus resultierenden Stellenplänen, Stellenbewertungen, Geschäfts- 
und Dienstverteilungsplänen sowie Organisationsveränderungen. Auch vorbereitende Informa-
tionen, wie z.B. Anträge auf Höhergruppierungen, die dann eine Stellenbewertung auslösen, 
erhalte ich zur Kenntnis. 

Konsequent erhalte ich auch Dienstanweisungen, Dienstvereinbarungen, Satzungen und An-
ordnungen in der frühzeitigen Beteiligung mit der Möglichkeit zur Stellungnahme. Für den Be-
richtszeitraum sind beispielhaft die Verwaltungsgebührensatzung (2019), Dienstanweisung Kas-
senanordnungen (2020) und die Ausschreibungs- u. Vergabeordnung (AVO) (2020) zu nennen. 

 

2.4.1 Organisatorische Herausforderungen durch die Corona-Pandemie 

Auch organisatorisch ist die nach wie vor andauernde Corona-Pandemie eine große Herausfor-
derung für die Gemeinde Henstedt-Ulzburg. Zum Schutz von sowohl Bürgerinnen und Bürgern 
als auch von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden verschiedene Hygienekonzepte mit 
Maskenpflicht, Abstandregelungen, Desinfektion und Leitsystemen zur Kontaktminimierung für 
die Räumlichkeiten im Rathaus entwickelt, umgesetzt und stetig an die neuen Anforderungen 
angepasst, bis hin zu den Schließungen des Rathauses im Frühjahr 2020 und erneut ab 
10.11.2020. 

Alle Maßnahmen erfolgen unter Einbindung und Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten. 

Zum Schutz der Mitarbeitenden werden zurzeit sehr gute Erfahrungen mit der Nutzung von 
flexiblen Homeoffice-Möglichkeiten und Videokonferenzsystemen gesammelt, ohne dass diese 
bereits in arbeitsrechtlichen Dienstvereinbarungen detailliert festgeschrieben sind. Das ist in-
novativ für die Verwaltung. 

Besonders hervorzuheben sind die großen Anstrengungen, die unternommen werden, damit 
Beschäftigte mit Familienverantwortung Infektionsschutz, Arbeit und Kinderbetreuung mitei-
nander vereinbaren können. Durch die Notwendigkeit, schnell mit effektiven Maßnahmen zur 
Eindämmung des Corona-Virus zu reagieren, werden unkonventionell Möglichkeiten geschaf-
fen, die Arbeitszeit zu flexibilisieren (Mo-Sa, 6-22h) und den Arbeitsort nach Hause zu verlegen. 
Dabei gilt das Grundverständnis, dass im Homeoffice bei gleichzeitig notwendiger Kinderbe-
treuung keine 100% der Arbeitsleistung erbracht werden kann. Unterstützend wird in 2020 auf 
meine Empfehlung hin das Angebot „Online-Betreuung Homeoffice“ der Notfallmamas kosten-
frei für die Beschäftigten zur Verfügung gestellt. 

Digitalisierung, flexible Arbeitszeiten und -orte bringen die Gemeinde Henstedt-Ulzburg aus 
Gleichstellungssicht durchaus voran. Vermutlich nachteilig zu Lasten von Frauen, aber leider 
statistisch nicht hinterlegt, bleibt die Frage offen, ob die Notwendigkeit der Kinderbetreuung 
und die Inanspruchnahme der sogenannten Kindkranktage hauptsächlich von Frauen über-
nommen werden. Die Flexibilität empfehle ich auch nach der Pandemie zu erhalten, sie ist ein 
Qualitätskriterium der Arbeitgeberin im Wettbewerb um die besten Fachkräfte. 
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2.4.2 Organisationsuntersuchung (OU) & Umstrukturierungen 

Ziel der Mitte 2018 beginnenden Organisationsuntersuchung durch die KUBUS Kommunalbera-
tung und Service GmbH in Kooperation mit der AVANTAGE GmbH ist die zukunftssichere Auf-
stellung der Kernverwaltung. Erreicht werden soll dieses Ziel durch Aufgabenanalyse und Auf-
gabenkritik, durch Ermittlung des erforderlichen Stellenbedarfs, durch Schaffung einer aufga-
benorientierten Verwaltungsstruktur und durch Erarbeitung der Stellenbeschreibungen und 
Stellenbewertungen. Die Erstellung eines auf unsere Verwaltung bezogenen Personalentwick-
lungskonzepts rundet die Organisationsuntersuchung ab. 

Die Daten werden durch anonyme Mitarbeiterbefragung, durch verschiedene Workshops mit 
unterschiedlichen Zielgruppen (z.B. Führungskräfte, Politik), Einzelgespräche und Gespräche in 
den Sachgebieten bzw. Fachbereichen ermittelt. 

 Besonders hervorzuheben ist der hervorragende Workshop „Führungskultur und interne 
Kommunikation“ von Christoph Herting. Ich empfehle eine Fortsetzung und Begleitung 
seinerseits im Umsetzungsprozess im Anschluss an die Organisationsuntersuchung. Ne-
ben all den Strukturfragen sind die Erarbeitung von Führungsleitlinien und die Erstellung 
eines internen Kommunikationskonzeptes meines Erachtens von zentraler Bedeutung 
für eine zukunftsfähige Verwaltung. 

 Außerdem empfehle ich für die Verwaltung, ein regelmäßigen Führungskräftefeedback 
einzuführen, das in Anlehnung an die Stadt Kiel drei Ebenen gleichzeitig beleuchtet und 
damit in der Reflexion selbst bereits wirksam ist: 1. Einschätzung der Führungskraft 
durch den/die Vorgesetzte/n, 2. Selbsteinschätzung der Führungskraft und 3. Einschät-
zung der Führungskraft durch die Mitarbeitenden. 

Als Gleichstellungsbeauftragte bin ich Teil der Lenkungsgruppe und an allen Prozessen frühzei-
tig beteiligt. Außerdem führe ich intensive, vertrauensvolle Gespräche mit den Projektverant-
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wortlichen. Aufgrund der gesetzlich beschriebenen Aufgaben in Verbindung mit der Weisungs-
freiheit findet keine Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik des Aufgabenbereichs der Gleich-
stellungsbeauftragten statt. 

Qua Amt trete ich für Chancengerechtigkeit ein, besonders in Bezug auf die Besetzung von 
neuen Führungspositionen. Deswegen weise ich frühzeitig darauf hin, dass nach dem Gleich-
stellungsgesetz (§ 7 GstG) bei Unterrepräsentanz an Frauen 

 neu geschaffene Arbeitsplätze ausgeschrieben werden müssen. 
In den hohen Führungspositionen besteht ausnahmslose eine Unterrepräsentanz. 

 Die parallel zur Durchführung der Organisationsuntersuchung geänderte Verwaltungs-
struktur in Bezug auf die Stabsstelle Doppik – Kämmerei und Steuerwesen kritisiere ich 
deswegen verwaltungsintern und im Hauptausschuss als Vorgriff auf die anstehende 
Organisationsuntersuchung und weise darauf hin, dass im weiteren Verlauf eventuell 
entstehende Stellen mit Personalverantwortung, wie Leitungen von Fachbereichen, öf-
fentlich ausgeschrieben werden müssen (siehe Hauptausschuss 04.12.2018). 

Die Unternehmensberatung steht bei der Untersuchung vor einer schwierigen Aufgabe: Einer-
seits ein Vertrauensverhältnis innerhalb von Verwaltung und Politik aufzubauen, eine große 
Mitwirkung und eine hohe Akzeptanz zu erzielen, andererseits Empfehlungen zur Verbesserung 
aus der externen und neutralen Beratungsperspektive heraus auszusprechen, die nicht von al-
len Seiten der Verwaltung und der Politik befürwortet werden können. Das Spannungsfeld, es 
nicht allen gleichzeitig recht machen zu können, gilt es auszuhalten. 

 Deswegen empfehle ich, die Ergebnisse, Empfehlungen und Vorschläge der Organisa-
tionsuntersuchung unbeeinflusst zur Kenntnis zu nehmen – und in einem gemeinsamen 
Prozess unter Abwägung der Möglichkeiten und Grenzen, der Chancen und Risiken des-
sen Umsetzung zu beschließen. 

 

2.4.3 Betriebliches Gesundheitsmanagement 

Als Ergebnis des sehr erfolgreichen 1. Gesundheitstages in 2017 werden Mittel für den Aufbau 
und die Einführung eines betrieblichen Gesundheitsmanagements eingeworben. Verschiedene 
Fitness- und Gesundheitskurse können in den Folgejahren angeboten werden, die Gesund-
heitsförderung wird seit 2019 durch die Kooperation mit der Fitness-Arena fortgesetzt. Im Ja-
nuar 2020 findet der 2. Gesundheitstag mit den Themenschwerpunkten Bewegung, Ernährung 
und Stress für die Mitarbeitenden der Kernverwaltung statt. 

 Als Gleichstellungsbeauftragte bringe ich mich ein z.B. in die Auswahl des Kursangebotes 
und in die Festlegung der Uhrzeiten. Meine Empfehlung regelmäßige anonyme Befra-
gungen der Mitarbeitenden durchzuführen, wird leider nicht gefolgt. Die Unfallkasse des 
Bundes hat hierfür hervorragendes Material entwickelt. Der Fragebogen erfasst alle 
Themenkomplexe, die Einfluss auf das Wohlbefinden und die Gesundheit am Arbeits-
platz haben: Verwaltungskultur/Führung, Arbeitsaufgabe, Gesundheitszustand, Zeitres-
sourcen, eigene Fähigkeiten, Ausstattung des Arbeitsplatzes, Kompetenzentwicklung, 
körperliche Beanspruchung, Kollegialität und Arbeitszufriedenheit. 

Kurzzeitig wird den Mitarbeitenden kostenfrei Obst zur Verfügung gestellt. Das Angebot wird 
sehr gut angenommen, wird aber bereits bei den ersten Haushaltsanmeldungen für 2021 ver-
waltungsintern wieder gestrichen. Gesundheitsmaßnahmen sollten nachhaltig entwickelt sein. 
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2.4.4 Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 

Sexuelle Belästigung ist verboten. Auch unser Gleichstellungsförderplan verbietet sexuelle Be-
lästigung am Arbeitsplatz. Bei Verdachtsfällen besteht derzeit jedoch weder ein Verfahren noch 
die gesetzlich nach §13 Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) einzurichtende Beschwer-
destelle. Auch sind weder Führungskräfte noch unsere Beschäftigten entsprechend geschult, 
wie es der Gesetzgeber fordert. 

Aufgrund von Verdachtsfällen der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz setze ich mich im Be-
richtszeitraum verwaltungsintern dafür ein, die Schutz- und Präventionspflichten der Arbeitge-
berin Gemeinde Henstedt-Ulzburg nach dem AGG ausreichend zu erfüllen. Präventionsmaß-
nahmen sind die Einrichtung einer Beschwerdestelle, die Entwicklung von Informationsmaterial 
für alle Beschäftigten, Schulungen zur Sensibilisierung, verpflichtende Fortbildungen für Füh-
rungskräfte, die Regelung eines Beschwerdeverfahrens und der Abschluss einer Dienstverein-
barung. 

Ich empfehle, die Einrichtung eines temporären internen Arbeitskreises (FBL 1/SGL 1.2, PR, GB). 
Aus Kapazitätsgründen wird dieser Empfehlung bisher nicht nachgekommen. 

 

2.5 Personalwesen 

2.5.1 Gleichstellungsförderplan 

Nach § 11 Abs. 1 GstG hat jede einen Stellenplan bewirtschaftende Dienststelle alle vier Jahre 
einen Gleichstellungsförderplan (GFP) mit verbindlichen Zielvorgaben zur Frauenförderung auf-
zustellen, der statistische Teil des GFP ist alle zwei Jahre zu aktualisieren. Verwaltungsintern ist 
einvernehmlich festgelegt, Text- und Statistikteil gemeinsam alle vier Jahre fortzuschreiben. 

Der GFP wirkt auf die Personalgestaltung und Personalentwicklung der Dienststelle mit dem 
Ziel der Steigerung des Frauenanteils dort, wo eine Unterrepräsentanz besteht, z.B. bei der Lei-
tung von Fachbereichen. Der GFP zielt auf den in § 1 GstG zum Ausdruck gebrachten Gesetzes-
zweck: die Verwirklichung des Grundrechts auf Gleichberechtigung von Frauen und Männern. 

Der GFP bildet die Grundlage für die gesamte Personalentwicklung der Beschäftigten der 
Dienststelle. Deswegen gehört der Gleichstellungsförderplan zu den Zielen und Grundsätzen i. 
S. von § 27 Abs. 1 Satz 1 Gemeindeordnung (GO) und ist von der Gemeindevertretung festzu-
legen und zu beschließen. Diese Pflicht der Gemeindevertretung darf nicht auf ein anderes Or-
gan übertragen werden (vgl. § 28 Nr. 12 GO). 

Die letzte Fortschreibung des GFP galt bis zum 28.02.2017. Trotz mehrfachem Hinweis auf die 
Pflicht zur Aufstellung eines gültigen GFP und auf die Rechtsfolgen bei Nichtbeachtung bestand 
seit 01.03.2017 kein gültiger GFP. Dies wurde ausdrücklich in Bericht über die Ordnungsprüfung 
bei der Gemeinde Henstedt-Ulzburg gerügt: Solange kein Gleichstellungsförderplan aufgestellt 
ist, dürfen gemäß § 11 Abs. 8 GstG in Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, 
keine Einstellungen und Beförderungen vorgenommen werden. Unterrepräsentanz an Frauen 
besteht im Führungsbereich. 

Im Berichtzeitraum wird in einem intensiven verwaltungsinternen Abstimmungsprozess der 
GFP zum 01.09.2018 fortgeschrieben und von der Gemeindevertretung beschlossen. Der GFP 
ist bis 31.08.2022 gültig. Es konnten Verbesserungen erzielt werden: 

 Konkretisierung der Zuständigkeiten 
 Verbesserung der Ausschreibungstexte 
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 schriftliche Prüfung bei Ausschluss der Teilzeitmöglichkeit 
 Verantwortung der Führungskräfte für Gleichstellungsmaßnahmen 
 Konkretisierung der Ausbildung in Teilzeit und der Praktikumsmöglichkeiten 
 Verbesserungen im Bereich Fort- und Weiterbildung: Teilnahmemöglichkeiten, Kinder-

notfallbetreuung, spezielle Fortbildungsmaßnahmen für Mitarbeiterinnen 
 Unterstützung der Dienststelle bei frühzeitiger Rückkehr der Mitarbeitenden nach Eltern- 

oder Pflegezeit 
 Förderung von männlichen Beschäftigten, Elternzeit oder Teilzeitmöglichkeiten bei Fami-

lienverantwortung in Anspruch zu nehmen 
 Maßnahmen zur Erhöhung der Akzeptanz von Teilzeitbeschäftigten 
 NEU: Flexibilisierung von Arbeitszeit & Arbeitsort durch Einführung von Wohnraumarbeit 
 NEU: paritätische Besetzung von verwaltungsinternen Arbeits- und Lenkungsgruppen 
 Konkretisierung von sexueller Belästigung 
 Konkretisierung der Berichterstattung und Fortschreibung des GFP 

 

2.5.2 Stellenbesetzungsverfahren 

Der Fachkräftemangel zeigt sich auch in der kommunalen Verwaltung: Aufgrund der schlechten 
Bewerbungslage müssen Verfahren regelmäßig wiederholt werden. Auch sind Bewerberinnen 
und Bewerber wählerisch, so dass die Gemeinde Henstedt-Ulzburg als Arbeitgeberin nur mit 
attraktiven Rahmenarbeitsbedingungen im Wettbewerb um beste Fachkräfte bestehen kann. 

 
     (Segeberger Zeitung 03.08.2020) 
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Im Berichtszeitraum werden in allen Bereichen der Gemeinde Henstedt-Ulzburg (Verwaltung 
und Einrichtungen) Stellenbesetzungsverfahren durchgeführt, es ist eine hohe Fluktuation zu 
verzeichnen. Wichtige Verfahren sind die Besetzungen der Leitungsstellen Kaufmännische und 
Pädagogische Werkleitung im Eigenbetrieb, Fachbereichsleitung 3, Rechnungsprüfungsamt, 
Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Sachgebietsleitung Grünplanung, Teamleitung ZGW, Klima-
schutz und IGEK. Die Nachfolge der Büroleitung ist seit Ende 2020 im Verfahren und muss in 
2021 wiederholt werden. Die Ausschreibungen erfolgen grundsätzlich zunächst intern und im 
Anschluss ggf. extern oder zeitgleich. An Stellenbesetzungsverfahren bin ich stets frühzeitig 
beteiligt. 

Die Ausschreibungstexte haben vor dem Hin-
tergrund des Fachkräftemangels eine wichtige 
Bedeutung, sie beschreiben nicht nur die Auf-
gaben und Tätigkeiten sondern spiegelt die 
Führungs- und Wertekultur der Gemeinde 
Henstedt-Ulzburg wieder. An den Ausschrei-
bungstexten bin ich beteiligt und achte auf die 
Einhaltung des Gleichstellungsgesetzes und des 
Gleichstellungsförderplanes, insbesondere 
Frauen anzusprechen und für eine Bewerbung 
zu motivieren, in denen eine Unterrepräsen-
tanz besteht (Führungsfunktionen). Gesetzlich 
nicht vorgeschrieben, aber aus Gleichstellungs-
sicht sinnvoll, verfahre ich auch bei Unterre-
präsentanz von Männern entsprechend. 

Meinen Empfehlungen wird teilweise gefolgt. 
Im hohen Führungsbereich sind motivierende 
Formulierungen für Frauen jedoch noch nicht 
selbstverständlich. Seit Amtsantritt der neuen 
Bürgermeisterin werden die Ausschreibungs-
texte innovativ gestaltet. 

An der Auswahl der Bewerberinnen und Be-
werber anhand der Bewerbungsunterlagen und 
an der Erstellung des Fragenkatalogs fürs Be-
werbungsgespräch werde ich grundsätzlich 
beteiligt, Rückmeldungen erfolgen von mir in-
nerhalb weniger Stunden. Ich habe ebenso die 
Möglichkeit, an den Bewerbungsgesprä-
chen/Assessment-Center teilzunehmen und 
nutze dies in möglichst allen Verfahren. Die 
Stellenbesetzungen werden auf der Grundlage 
der Bestenauslese getroffen. Bei gleicher Eig-
nung, Qualifikation und fachlicher Kompetenz 
setze ich mich als Gleichstellungsbeauftragte 
bei Unterrepräsentanz an Frauen (oder auch 
Männern) in der jeweiligen Gehaltsstufe ent-
sprechend für diese ein. Vor diesem Hinter-
grund sehe ich sowohl Bewerbungen von 
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männlichen Verwaltungsfachangestellten in den niedrigeren Gehaltsstufen als auch Bewerbun-
gen von Frauen für Führungspositionen als sehr positiv. 

(Segeberger Zeitung 03.08.2020) 

 

2.5.3 Weitere Personalmaßnahmen 

Zu den Personalmaßnahmen erhalte ich die Entscheidungen des Bürgermeisters/der Bürger-
meisterin zur Kenntnis. Dazu gehörten Einstellungen, Arbeitszeitänderungen, Umsetzungen, 
unbefristete/befristete Weiterbeschäftigungen, Kündigungen und Auflösungsverträge, Beförde-
rungen, Höhergruppierungen und Herabgruppierungen, Versetzungen, Teilzeittätigkeiten wäh-
rend der Elternzeit und weiteres. 

 

2.6 Stabsstelle Doppik – Kämmerei und Steuerwesen 

Vor dem Hintergrund der politischen Grundsatzentscheidungen zur doppischen Haushaltsfüh-
rung und einhergehend mit den künftig erhöhten Anforderungen zur vorbereitenden Buchfüh-
rung im Haushalts- und Rechnungswesen sowie zur Entlastung der Fachbereiche wird eine 
Zentrale HÜL, eine zentrale Stelle für die Haushaltsüberwachung, im Bereich der Stabsstelle 
Doppik – Kämmerei und Steuerwesen eingerichtet. Zu den Testphasen zum Verfahren des Be-
leglaufs vom Rechnungseingang bis in das Archiv verfasse ich Stellungnahmen. 

In 2020 nun wird das Modul „Rechnungseingangsbuch“ von der Firma CIP in der Gemeindever-
waltung implementiert, um den Rechnungsworkflow auch digital abbilden zu können. Die Um-
stellung und Einführung des Verfahrens findet Ende 2020 statt. 

Nachdem ich in den letzten Jahren nicht in die verwaltungsinternen Vorberatungen zur Haus-
haltsplanung eingebunden war, kann ich mich in 2020 durch Teilnahme an den Fachbereichslei-
tungsrunden in die Haushaltsplanungen für 2021 und ebenso in die Konsolidierungsmaßnah-
men einbringen. 

 

2.7 Bildung, Jugend und Freizeit 

Im Bereich Bildung, Jugend und Freizeit werde ich zu unterschiedlichen Themen beteiligt, wie 
z.B. an der Fortschreibung des Medienentwicklungskonzeptes oder an der Einführung des ei-
genverantwortlichen Frühschwimmens. Durch die Auslagerung des Eigenbetriebes KiTa ver-
schieben sich Themenbereiche, übergeordnete Aufgaben, wie Kita-Bedarfsplanung oder Um-
setzung der Kita-Reform, werden nach wie vor für die gesamte Kommune zentral in der Kern-
verwaltung bearbeitet. Die zentralen Themen, Beteiligungen und Empfehlungen aus Gleich-
stellungssicht greife ich für den Berichtszeitraum heraus: 

 

2.7.1 Kita-Reform 

Das Gesetz zur Stärkung der Qualität in der Kindertagesbetreuung und zur finanziellen Entlas-
tung von Familien und Kommunen (Kita-Reform-Gesetz) soll ursprünglich am 01.08.2020 In-
krafttreten, muss aber zur Eindämmung des Coronavirus auf 01.01.2021 verschoben werden. 
Die Regelungen des Elternbeitragsdeckels wird bereits zum geplanten Stichtag umgesetzt. 
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Aus Gleichstellungssicht befürworte ich die einheitlichen pädagogischen Standards, wie Verbes-
serung des Fachkraft-Kind-Schlüssels, Begrenzung der Gruppengröße, Festlegung der Verfü-
gungszeiten und Leitungsfreistellungszeiten, die freie Platzwahl auch außerhalb der Kommune 
und den begrenzten Elternbeitragsdeckel. 

An der Umsetzung der Kita-Reform, z.B. Änderung der Kita-Satzung, Anpassung der Träger- und 
Finanzierungsverträge und Einführung von Standards, bin ich verwaltungsintern und im Eigen-
betrieb frühzeitig beteiligt. 

Unsere sehr großen Kita-Einrichtungen, wie Kita Theodor-Storm-Straße, Kita Beckersberg und 
Kita Schulstraße, bedingen einen erhöhten Bedarf an Leitungsfreistellung, dem die Politik nach-
kommt. 

Eine große Herausforderung wird es ab 2021 sein, die zusätzlichen Fachkräfte für die Umset-
zung der Kita-Reform zu finden und langfristig an den Kita-Eigenbetrieb zu binden. 

 

2.7.2 Kita-Bedarfsplanung 

Die Gemeinde Henstedt-Ulzburg hat in den letzten Jahren große Anstrengungen unternommen, 
um dem großen und wachsenden Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen durch den Bau neuer 
Einrichtungen zu entsprechen. Der aktuelle Kita-Bedarfsplan des Kreises Segeberg 2020/21 be-
ziffert die Betreuungsquote U3 in Henstedt-Ulzburg mit derzeit 41,2% als durchschnittlich im 
kreisweiten Vergleich (40,7%). Im Vergleich jedoch mit den größeren Kommunen des Kreises 
belegt Henstedt-Ulzburg bei der U3-Betreuungsquote nur einen der hinteren Plätze: 

Kisdorf: 57,5% 
Itzstedt: 47,1% 
Ellerau: 46% 
Bad Segeberg: 44% 
Wahlstedt: 43,8 
Kaltenkirchen: 42,4% 
Bad Bramstedt: 42,1% 
Henstedt-Ulzburg: 41,2 
Norderstedt: 40,3% 

 

Der Kreis Segeberg prognostiziert für Henstedt-Ulzburg in 2023 den Bedarf einer U3-Betreu-
ungsquote von 60%. 

Um sich weiterhin als familienfreundliche und moderne Kommune im Einzugsbereich von Ham-
burg präsentieren zu können, bedarf es aus Gleichstellungssicht weiterer Anstrengungen, um 
die Betreuungsquote entsprechend zu erhöhen. Außerdem benötigen Planung, Fertigstellung 
und Inbetriebnahme von Kindertagesstätten erfahrungsgemäß deutlich mehr Zeit. 

Die sich in Planung befindliche Kita im Kirchweg im Gewerbegebiet mit 2+2 Gruppen und die für 
das Wagenuber Gelände beschlossene Kita mit 2+2 Gruppen würden die Betreuungsquote zwar 
auf ca. 46,6% erhöhen, dies wird aber nicht auskömmlich sein. 

Auch vor dem Hintergrund des IGEK empfehle ich aus Gleichstellungssicht dringend, mit der 
Planung weiterer Kindertagesstätten zu beginnen, um dem steigenden Bedarf gerecht zu wer-
den. Eine hohe Betreuungsquote ist ein wichtiger Standortvorteil für die Kommune, um dem 
demographischen Wandel entgegen zu wirken. 
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2.8 Soziales 

Mit dem Sachgebiet Soziales hat meine Gleichstellungsarbeit nach wie vor viele verschiedene 
Überschneidungspunkte. Die Zusammenarbeit ist auf Sachgebietsebene sehr gut. Folgende 
Themen sind in 2018-2020 zentral: 

 

2.8.1 Unterbringung Geflüchteter 

Anfang 2018 wird das unter Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten entwickelte Unterbrin-
gungskonzept einstimmig im Fachausschuss beschlossen. In dem Konzept werden die Unter-
künfte der Gemeinde Henstedt-Ulzburg anhand der Empfehlungen zum partizipativen Gewalt-
schutz für die Unterbringung und Betreuung von Geflüchteten in den Kommunen Schleswig-Hol-
steins des Beauftragten für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen (11/2017) kategorisiert 
und priorisiert. Henstedt-Ulzburg nimmt zu der Zeit eine Vorreiterrolle in Schleswig-Holstein 
ein. 

Ziel der Kategorisierungen der Unterkünfte ist es, die Unterbringung an der Schutzbedürftigkeit 
der Geflüchteten auszurichten: Je schutzbedürftiger eine Person, z.B. Schwangere, alleinrei-
sende Frauen und Kindern, Menschen mit anderer sexueller Orientierung (LSBTIQ) etc., desto 
integrationsfördernder und geschützter sollte die Unterkunft sein. 

Durch die dezentrale Unterbringung in allen Gemeindeteilen und in möglichst überschaubarer 
Objektgröße hat die Gemeinde Henstedt-Ulzburg sehr gute Unterbringungsgrundlagen ge-
schaffen, es fehlt jedoch aufgrund der angespannten Situation auf dem Wohnungsmarkt an 
ausreichenden Bettplätzen, folglich an einer systematischen und konsequenten Umsetzung und 
Evaluierung der definierten Mindeststandards und Belegungspraxis im Unterbringungskonzept. 

Mit erfolgreicher Auflösung der Reihenhäuser im Beckersbergring und mit Fertigstellung der 
beiden im Bau befindlichen Unterkünfte in der Lindenstraße (Anfang 2021) und im Kirchweg 
(Mitte 2021) wird sich die Unterbringungssituation etwas entspannen. Nun gilt es 

 das Unterbringungskonzept mit Mindestausstattung und Mindestraumbedarf zu evalu-
ieren und hierfür eine geeignete Matrix zu erstellen (Unterbringungsmanagement), 

 die Ausstattung und die Belegungspraxis an das Unterbringungskonzept systematisch, 
priorisiert und sukzessive anzupassen, 

 die Ausstattungspraxis auf eine gemeindeeigene Grundausstattung umzustellen und 
 die Gebührensatzung anhand die tatsächlich vorhandenen Bettplätze auszurichten. 

 

2.8.2 Integrationsprojekt „Talk about sex and gender“ 

Das Projekt „Talk about – Sexualität & Gender“ ist ein Bildungsangebot für geflüchtete Erwach-
sene zum Thema Sexualität und Geschlechterrollen. Hierzu werden zweitägige Veranstaltungs-
reihen angeboten, die sich – jeweils geschlechtergetrennt – an Menschen aus einem spezifi-
schen Sprach- und Kulturraum richten. Der enge Teilnehmerkreis ermöglicht einen vertrauens-
vollen Austausch zu den Themen Sexualität und Liebe. Flankierend stehen sowohl Dolmet-
schung als auch Kinderbetreuung zur Verfügung. Bei „Talk about“ können sich Geflüchtete ver-
trauensvoll und auf Augenhöhe über Sexualität und kulturell unterschiedliche Geschlechterrol-
len auseinanderzusetzen. Dies ist eine entscheidende Voraussetzung für eine erfolgreiche, 
nachhaltige Integration und für die Gleichberechtigung von Frauen und Männern. 
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(Hamburger Abendblatt 05.07.2018) 
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Die Bewerbung im Frühjahr 2017 beim Bundeswettbewerb „Zusammenleben Hand in Hand - 
Kommunen gestalten“ ist erfolgreich. Das Projekt wird als Best Practice für hervorragende 
kommunale Integrationsarbeit mit einem Preisgeld in Höhe von 25.000 Euro ausgezeichnet. 

Das Projekt wird von dem Preisgeld und aus kommunalen Mitteln weiter fortgesetzt. 

 

2.8.3 Kostenübernahme für Verhütungsmittel  

Als Gleichstellungsbeauftragte unterstütze ich das seit 2017 in Henstedt-Ulzburg bestehende 
wöchentliche Beratungsangebot der pro familia im Haus der sozialen Beratung. Pro familia bie-
tet Beratungen und Informationen zu den Themen Sexualität, Partnerschaft, Empfängnisverhü-
tung, Familienplanung, Mutterschutz, Schwangerschaft und Schwangerschaftskonflikt, sowie 
Trennung und Scheidung an. Die Beratungsstelle informiert über die Unterstützung aus der 
Bundesstiftung Mutter und Kind und unterstützt bei der Antragstellung. 

Der intensiv mit Stellungnahmen des RPA und der Gleichstellungsbeauftragten vorbereitete 
Antrag auf „Kostenübernahme von ärztlich verordneten Verhütungsmitteln für Personen mit 
geringem Einkommen“ wird 09/2017 im Sozial-, Senioren- und Gleichstellungsausschuss un-
erwartet von Verwaltungsseite von der Tagesordnung genommen, um noch einmal die Kosten-
übernahme durch den Kreis Segeberg zu prüfen. In 03/2019 lehnte der Kreistag den Antrag ab. 

Aus Gleichstellungssicht ist der Bedarf an kostenfreien Verhütungsmitteln insbesondere durch 
den Zuzug von Flüchtlingen seit 2015 und deren Familiennachzug deutlich gestiegen. Dies zeigt 
sich auch an der erfolgreichen Durchführung des Projektes „Talk about sex and gender“, in dem 
u.a. über die Themen Familienplanung und Verhütung informiert wird. Die verstärkte Bera-
tungsnachfrage und Nachfrage nach kostenfreien Verhütungsmitteln bei pro familia stehen in 
direktem Zusammenhang mit den Erfolgen unseres Präventionsprojekt Talk about. 

Ziel der Kostenübernahme von Verhütungsmitteln ist es, ungewollte Schwangerschaften 
und/oder Schwangerschaftsabbrüche und entsprechende Folgekosten – auch für die Kommune 
– zu vermeiden und sinnvolle Familienplanungen zu unterstützen. 

Auch die Soziale AG befürwortet in ihrer Stellungnahme von 04/2019 einstimmig eine über-
gangsweise Kostenübernahme von ärztlich verordneten Verhütungsmitteln für Personen mit 
geringem Einkommen durch die Gemeinde Henstedt-Ulzburg bis zur Einführung einer bundes-
einheitlichen Lösung. Begünstigt sind neben Menschen, die ALG II, AsylbLG, Wohngeld oder 
Grundsicherung erhalten, auch Menschen mit „geringem Einkommen“, welches sich anhand 
des Hartz IV Regelsatzes errechnet. Die Zielgruppe wird in dem BIKO-Pilotprojekt empfohlen. 
Der Sozial-, Senioren- und Gleichstellungsausschuss beschließt den Zuschuss in 05/2019 ein-
stimmig. 

Um eine erneute Beschlussfassung des Kreistages mit dem Thema zu erwirken, muss die Ziel-
gruppe der Begünstigten angepasst und eingeschränkt werden. Menschen mit geringem Ein-
kommen gehören nicht mehr zum begünstigten Personenkreis. Dieser Beschlussfassung zur 
Kostenübernahme ist der Kreis Segeberg 09/2019 jetzt gefolgt. Durch die Kostenübernahme 
des Kreises Segeberg wird nun der Großteil aus Kreismitteln finanziert. Die kleine Personen-
gruppe mit geringem Einkommen erhält die Kostenerstattung aus kommunalen Mitteln bis eine 
bundeseinheitliche Regelungen greift. 
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2.8.4 Pflegestützpunkt 

Nachdem die DKR-Sozialstation mit Wirkung zum 31.12.2015 eingestellt worden ist, konkreti-
siert sich der Bedarf an einer neutralen Pflegeberatung vor Ort in Henstedt-Ulzburg immer 
mehr. Der temporäre AK Daseinsvorsorge, aber auch die Soziale AG diskutieren mehrfach ge-
eignete Maßnahmen. Eine neutrale Pflegeberatung durch den Pflegestützpunkt wird als Lösung 
favorisiert. Als Gleichstellungsbeauftragte bringe ich mich intensiv ein, halte Rücksprache mit 
dem Kreis Segeberg und dem Pflegestützpunkt, ermittle Hintergründe des Finanzierungssys-
tems von Pflegeberatung und unterstütze den Pflegestützpunkt bei der Beantragung von ge-
meindlichen Mitteln. 

Der Pflegestützpunkt ist eine Einrichtung des Kreises Segeberg, finanziert zu je einem Drittel 
vom Land Schleswig-Holstein, dem Kreis Segeberg und den gesetzlichen Pflegekassen des Lan-
des Schleswig-Holstein. Bisher ist angenommen worden, der Pflegestützpunkt sei eine Kreisleis-
tung bzw. der Kreis sei – ähnlich wie bei anderen Beratungs- und Präventionsleistungen auch – 
zuständig, eine Pflegeberatung im Kreis einzurichten. Bisheriges Ziel ist gewesen, eine Vertei-
lung der Beratungsleistung des Pflegestützpunktes aus Kreismitteln auch auf Henstedt-Ulzburg 
auszuweiten. Nach § 7a/c SGB XI sind jedoch nicht die Kreise, sondern die Pflegekassen in der 
Verantwortung, eine neutrale Pflegeberatung einzurichten. In Schleswig-Holstein sieht dieser 
Landesrahmenvertrag, der zwischen den Landesverbänden der Pflegekassen, der Landesregie-
rung und den kommunalen Spitzenverbänden ausgehandelt wird, in allen Kreisen und kreis-
freien Städten unabhängig von räumlicher Größe und Bevölkerungsanzahl eine Ausstattung der 
Pflegeberatung von je 2,5 VZ Stellen vor. Eine kurzfristige (landesweite) Möglichkeit der Erhö-
hung der Stellenanteile ist derzeit nicht geplant. Da die Verantwortung der „Pflegeberatung“ 
jedoch bei den Pflegekassen liegt, ist es mehr als unwahrscheinlich, dass der Kreis diese Leis-
tung finanziell übernehmen wird. Die Finanzierung einer wöchentlichen neutralen Pflegebera-
tung durch den Pflegestützpunkt kann derzeit nur aus freiwilligen gemeindlichen Mitteln erfol-
gen. 

Als Gleichstellungsbeauftragte und im Namen der Sozialen AG kann ich eine detaillierte Stel-
lungnahme aus Gleichstellungssicht einbringen. 

Besonders aus Gleichstellungssicht ist die Einrichtung einer wöchentlichen Sprechstunde des 
Pflegestützpunktes vor Ort geschlechtergerecht: 53,2% der über 60jährigen sind Frauen, Frauen 
leben statistisch länger und haben einen höheren Bedarf an Pflegeberatung. Frauen erhalten 
60% weniger Rente als Männer. Eine unabhängige, kostenfreie Pflegeberatung kommt beson-
ders Frauen zugute. Und nicht zuletzt: Frauen leisten den Löwinnenanteil an Sorgearbeiten und 
häuslicher Pflege, sowohl für ihre zu pflegenden Eltern als auch für pflegebedürftige Kinder und 
Partner. Bedingt durch die Corona-Pandemie nehmen die Belastungen noch besonders für 
Frauen zu. 

Der Empfehlung, ein Vor-Ort-Beratungsangebot des Pflegestützpunktes in Henstedt-Ulzburg 
aus gemeindlichen Mitteln ab 2021 einzurichten, wird mehrheitlich gefolgt. 

Parallel empfahl ich den im Kreis- und Landtag vertretenen Fraktionen, über den hohen Bedarf 
an neutraler Pflegeberatung vor Ort zu informieren und sich bei den Verhandlungen zum Lan-
desrahmenvertrag des Pflegestützpunktes für die Umsetzung der gesetzlichen Verpflichtung 
der Pflegekassen einzusetzen. Gleiches gilt für die Verwaltungsleitung, unseren kommunalen 
Spitzenverband, den Gemeindetag Schleswig-Holstein, für das Thema entsprechend zu sensibi-
lisieren. 
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2.8.5 Aktionsplan Inklusion 

Seit der Entwicklung des 2015 beschlossenen Aktionsplanes Inklusion bin ich verwaltungsintern 
und als Teil der Lenkungsgruppe am Prozess beteiligt. Durch Stellenvakanzen in der Verwaltung 
und andere Prioritäten wird die Evaluation und Weiterentwicklung der Maßnahmen und des 
Aktionsplanes leider immer wieder unterbrochen. 

Mein Schwerpunkt liegt mit konkreten Maßnahmen auf dem Thema „Gewalt gegen Frauen mit 
Behinderung“. Für die Implementierung der Frauenbeauftragten in den Werkstätten und 
Wohneinrichtungen werden in 2018 und 2019 aus Bundesmitteln finanzierte Schulungen für 
angehende Frauenbeauftragte in Barmstedt angeboten. Meine Arbeit und Erfahrungen als 
kommunale Gleichstellungsbeauftragte darf ich bei den angehenden Frauenbeauftragten vor-
stellen und Fragen beantworten (siehe 4.3.2). 

In 2020 titt die Gemeinde Henstedt-Ulzburg dem Modell-Projekt „Wir entscheiden mit – politi-
sche Partizipation von Menschen mit Behinderung“ im Kreis Segeberg bei. Aus diesem Netz-
werk heraus und auf Initiative der beiden engagierten Behindertenbeauftragten wird beschlos-
sen, einen Beirat für Menschen mit Behinderungen zu gründen, damit dieser Verwaltung und 
Politik beratend zur Seite steht und die besonderen Bedarfe von Menschen mit Beeinträchti-
gungen Berücksichtigung finden. 

Mit beiden Behindertenbeauftragten arbeite ich vertrauensvoll und intensiv zusammen. In die 
Satzung des Beirates kann ich die möglichst paritätische Besetzung einbringen. Die geschlech-
tergerechte Sprache gilt es als einfache Sprache umzusetzen, ohne dass die Ansprache von 
Frauen und Männern dabei verloren geht. Der Aufruf zur Wahl findet in 2020 statt, Bewerbun-
gen für den Beirat liegen inzwischen vor, so dass in 2021 der erste Beirat für Menschen mit Be-
hinderungen in Henstedt-Ulzburg gegründet werden wird. 

Als weitere Maßnahme unterstütze ich die bereits 2017 beschossene Übersetzung des Weg-
weisers für Beratung und soziale Angebote in leichte Sprache. Der Wegweiser wird in 2019 ge-
druckt. 

 

2.9 Allgemeine Ordnungsangelegenheiten 

Die Zusammenarbeit mit dem Ordnungsamt ist sehr gut. Bei größeren Veranstaltungen erhalte 
ich Unterstützung in der Umsetzung, wie z.B. bei der Aktion „One Billion Rising“. Auch werde 
ich beim Neubau der Feuerwache auf dem Rhen frühzeitig beteiligt, so dass z.B. 
geschlechtergetrennte Umkleideräumlichkeiten bei der Planung bedacht werden. 

 

2.10 Ortsplanung 

Von der Ortsplanung und Gemeindeentwicklung werde ich frühzeitig beteiligt und gebe regel-
mäßig Stellungnahmen ab. An verwaltungsinternen Planungsrunden nehme ich teil, dadurch 
erübrigen sich häufig schriftliche Stellungnahmen, weil meine Anregungen und Bedenken 
bereits zu Beginn des Planungsprozesses aufgenommen werden. So kann ich mich 12/2019 zum 
B-Plan 151 „Jahnstraße“, 06/2020 zum B-Plan 152 „Wohldweg-Wischhof“, 06/2020 zum B-Plan 
98 „Schule Rhen – Schäferkampsweg“, Ende 2020 zum B-Plan 42 „Freizeitgelände Wittmoor“ 
bereits im Austausch mit den anderen beteiligten Sachgebieten einbringen und werde auch bei 
der weiteren Entwicklung beteiligt. 

Besondere Themen aus der Ortsplanung sind im Berichtzeitraum: 
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2.10.1 Sozialer Wohnungsbau 

Ende 2016 erkennt der Sozial-, Senioren- und Gleichstellungsausschuss den Bedarf an mindes-
tens 500 Wohneinheiten gefördertem Wohnungsbau an. 

Der Arbeitskreis Sozialer Wohnungsbau wird unter Beteiligung von Politik, Verwaltung und 
Gleichstellungsbeauftragter eingerichtet. Dieser entwickelt Kriterien für eine Priorisierung der 
Bauflächenentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des sozialen Wohnungsbaus und 
wertet diese aus. Der AK tagt im Berichtzeitraum mehrfach. Auf gemeindlichen Flächen befin-
den sich aktuell 120 geförderte Wohneinheiten in Planung. Es besteht nach wie vor ein Fehlbe-
darf von mindestens 380 sozial geförderten Wohneinheiten. 

Im Planungs- und Bauausschuss wird Anfang 2020 beschlossen, dass bei Ausweisung neuer Be-
bauungsgebiete und bei Bebauungsplanänderungen 30% der für den Geschosswohnungsbau 
vorgesehenen Wohnfläche für den sozial geförderten Wohnungsbau zu sichern sind. 

Ich empfehle, die vertraglichen Regelungen bei zukünftigen Bauvorhaben so zu gestalten, dass 
sozialer Wohnraum bedarfsgerecht in Bezug auf Zielgruppe und Quantität auch geschaffen 
wird. 

 

2.10.2 Integriertes Gemeindeentwicklungskonzept (IGEK) 

2016 wird die Verwaltung beauftragt, ein integriertes Gemeindeentwicklungsprojekt (IGEK) 
aufzustellen. Das IGEK ist eine Vision der Gemeinde Henstedt-Ulzburg, die alle Handlungsfelder 
aufzeigt und Lebensbereiche des Orts miteinbezieht, wie z.B. Umwelt, Klima, Mobilität, Sport, 
Wirtschaftsförderung, Bildung und Inklusion. Ziele sind die aktive Auseinandersetzung mit dem 
demographischen Wandel, der Ausbau von Beteiligungsstrukturen der Bevölkerung sowie die 
Sicherung der guten Lebensqualität (bspw. Wohnen, Arbeiten, Lernen, Einkaufen oder Bewe-
gung). 

Bei der Erarbeitung des IGEK ist es Ziel, durchgängig das Prinzip des Gender Mainstreaming 
anzuwenden. Gender Mainstreaming ist die Strategie zur Förderung der Gleichstellung von Ge-
schlechtern und bedeutet, bei allen Vorhaben die unterschiedlichen Lebenssituationen und 
Interessen von Frauen und Männern zu berücksichtigen und die unterschiedlichen Auswirkun-
gen auf Frauen und Männer zu überprüfen. 

Mitte 2017 wird der Prozess aufgenommen: In verschiedenen Veranstaltungen, zielgruppenori-
entierten Beteiligungen (Bürger-, Politik- und Verwaltungswerkstätten), Ortsteilworkshops und 
Aktionstagen werden die Stärken und Schwächen, die Chancen und Risiken der Gemeinde 
Henstedt-Ulzburg zusammengetragen, in inhaltliche und räumliche Schwerpunkte zugeordnet, 
in Handlungsfelder, Ziele und Maßnahmen zusammengefasst. 

Bei der Erarbeitung des IGEK bin ich als Gleichstellungsbeauftragte beratend für das Kernteam 
beteiligt. Ich stehe im engen Kontakt mit der Projektleitung und nehme je nach Ressource an 
Veranstaltungen, Werkstätten und verwaltungsinternen sowie politischen Diskursen in den 
Gremien teil. 

Durch Wechsel der Projektleitung musste das Projekt in 2020 unterbrochen werden. Ab 2021 
findet die Fortsetzung statt. Kerndiskussion ist nach wie vor die Wachstumsfrage der Gemeinde 
Henstedt-Ulzburg. Diese politische Auseinandersetzung muss geführt werden. 

 Quo vadis Henstedt-Ulzburg? 
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Welchen Wohnflächenbedarf hat die Kommune, besonders unter Berücksichtigung des großen 
Bedarfs an sozial gefördertem Wohnungsbau? Welche Flächen können und sollen für Wohnflä-
chenbebauung genutzt werden? Wie können die Flächen sparend genutzt werden? Welche 
Auswirkungen hat welches Wachstum auf die notwendige Infrastruktur, wie Kitas und Schulen, 
ärztliche Versorgung und Beratungseinrichtungen, Einkaufsmöglichkeiten und ÖPNV? Welche 
Auswirkungen hat Wachstum auf Nacherholungs- und Grünflächen der Gemeinde? 

 

2.10.3 Städtebaulicher Wettbewerb Beckersberg 

In 2016 wird für das Gebiet Alstergymnasium / Olzeborchschule, die Flächen des Bebauungs-
planes Nr. 32 „Sport- und Freizeitzentrum Beckersberg“ und des Bürgerparks beschlossen, ei-
nen Masterplan zu erarbeiten und dafür ein städtebaulich-freiraumplanerischen Wettbewerbs-
verfahrens durchzuführen. 

An der chancengerechte Verfahrensweise kann ich mich frühzeitig mit Stellungnahmen einbrin-
gen und sowohl auf die durchgängige geschlechtergerechte Sprache im Informationsmaterial 
hinweisen als auch auf die gesetzlich nach § 15 Gleichstellungsgesetz geltende Pflicht der pari-
tätischen Besetzung des Preisgerichts. Beides wird vorbildlich umgesetzt. 

An der Preisgerichtssitzung 09/2019 habe ich teilgenommen. 

 

2.10.4 Bebauungsplan Nr. 145 „Ulzburg-Süd/Westlich Hamburger Straße" 

Nach der angeblichen Eröffnung eines Bordells in der Hamburger Straße und den im B-Plan-
Verfahren im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern mitgeteilten 
Sorgen kann Anfang 2018 durch Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten geklärt wer-
den, dass sich der Service nach § 2 (3) Prostituiertenschutzgesetz (ProsSchG) nicht um eine 
Prostitutionsstätte handelt. Da im Planungsrecht bereits bestehendes Gewerbe nicht ausge-
schlossen werden kann, ist durch diese Klärung ein Ausschluss von Prostitutionsstätten in der 
Abwägung im Entwurfs- und Auslegungsbeschluss zukünftig möglich: 

Vergnügungsstätten sowie Gewerbebetriebe in Form von Bordellen, bordellartigen Betrieben 
sowie sonstigen Gewerbebetrieben und Nutzungen, deren Zweck auf Darstellung oder Handlung 
mit sexuellem Hintergrund ausgerichtet sind, sind gem. § 1 Abs. 7 BauNVO zukünftig nicht mehr 
zulässig. 

 

2.11 Tiefbau 

Auch im Bereich des Tiefbaus beteilige ich mich aus Gleichstellungssicht. Beispielsweise haben 
Querungshilfen im Bereich von Wohnbebauung eine Gleichstellungsrelevanz, weil sie Kindern 
eine selbständige und sicherere Weg zur Schule ermöglichen, so dass besonders Mütter, die 
nach wie vor den größeren Teil von Familienverpflichtungen übernehmen, früher beruflich 
(wieder-) einstiegen können. Im Berichtzeitraum habe ich mich beispielsweise mit Stellung-
nahmen zur Querungshilfe Am Bahnbogen und zum kombinierten Geh- und Radweg mit Que-
rungshilfe in der Wilstedter Straße beteiligt. 
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2.11.1 LED-Beleuchtung 

Auch Beleuchtung im öffentlichen Raum ist Gleichstellungsthema, um Dunkel- und Angsträume 
zu vermeiden. Der Tiefbau beteiligt die Gleichstellungsbeauftragte in 2018/19 am Austausch 
der Leuchten gegen LED-Beleuchtung und an der Schaffung von Beleuchtungsstandards. Meine 
Stellungnahme in Abstimmung mit den Behindertenbeauftragten spricht sich gegen den Einsatz 
einer Dimmfunktion und eines Beleuchtungsmanagementsystems mit nächtlichem Abschalten 
der Beleuchtung aus, um Dunkelräumen und Angsträume für Bürgerinnen und Bürger zu 
vermeiden. 

 

2.11.2 Park and Ride Anlage und Frauenparkplätze am AKN-Bahnhof Meeschensee 

Zum Ausbau der Park and Ride Anlage Meeschensee am AKN-Bahnhof verfasse ich 2017 und 
2018 Stellungnahmen, an dem recht einsam an einem Waldgebiet gelegenen Parkplatz auf eine 
ausreichende Beleuchtung zu achten, auf Hecken zugunsten von Bäumen wegen der besseren 
Einsehbarkeit zu verzichten und Frauenparkplätze auszuweisen, um Frauen eine schnelle Er-
reichbarkeit ihres Parkplatzes auch bei Dunkelheit zu gewährleisten. Durch diese Maßnahmen 
kann eine gleichberechtigte Nutzungsmöglichkeit des Parkplatzes von Frauen und Männern 
unterstützt werden. Frauenparkplätze sind – im Gegensatz zu Parkplätzen für Menschen mit 
Behinderung – nach Straßenverkehrsordnung (StVO) auf öffentlichen Verkehrsflächen nicht 
zulässig. 

Anfang 2019 verweise ich bezüglich der Auswei-
sung und Beschilderung von Frauenparkplätzen 
auf eine kürzlich stattgefundene Verhandlung vor 
dem Verwaltungsgericht München. In dem 
Rechtsverfahren wird die Stadt Eichstätt wegen 
der Errichtung von Frauenparkplätzen verklagt. 
Das Gericht bezog sich in seiner Begründung we-
niger auf den Diskriminierungsaspekt, den ein 
Mann geltend gemacht hat, sondern auf die 
StVO. Denn diese sehe Frauenparkplätze, anders 

als Parkplätze für Menschen mit Behinderung, 
nicht vor. Die Schilder für Frauenparkplätze wür-
den einen Rechtsschein vermitteln, der so nicht 
gegeben sei. Die Stadt Eichstätt verpflichtet sich 
im Verfahren, die Schilder so umzugestalten, dass 
der Empfehlungscharakter der Frauenparkplätze 
deutlicher wird. Dies führt zur Einstellung des 
Verfahrens. Aufgrund meiner Stellungnahme 
konnten Ende 2020 am AKN-Bahnhof Meeschen-
see Beschilderungen mit Empfehlungscharakter 
für 10 Frauenparkplätze in Bahnsteignähe errichtet 
werden. 
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2.12 Hochbau 

Als eine Maßnahme aus dem Verkehrsstrukturgutachten bin ich 08/2018 bei der Errichtung des 
Bushäuschens für die Haltstelle in Götzberg beteiligt. Meine Anregungen, insbesondere die Sei-
tenwände mit durchsichtigem Plexiglas auszuführen, um dunkle, uneinsehbare Ecken zu ver-
meiden, werden berücksichtigt. 

An weiteren Maßnahmen aus dem Hochbau beteilige ich mich eigeninitiativ, um eine ge-
schlechtergerechte Umsetzung anzuregen. 

 

2.12.1 Öffentliche WC-Anlagen an den AKN-Bahnhöfen 

Die Errichtung von öffentlichen WC-Anlagen hat eine hohe Gleichstellungsrelevanz. Deswegen 
beteilige ich mich auch, obwohl die Planungen bereits im politischen Diskurs sind. Vor dem Hin-
tergrund der hohen Kosten für geschlechtergetrennte WC-Anlagen sind auch Unisex-Toiletten 
möglich, jedoch behindertengerecht und mit Wickelauflage. Aus Gleichstellungssicht müssen 
öffentliche WC-Anlagen insbesondere drei Rahmenbedingungen erfüllen, damit sie auch gleich-
ermaßen von Frauen und Männern genutzt werden (können): 

1. sehr gute Erreichbarkeit (direkt am AKN-Bahnhof, in Laufrichtung und in der Nähe vom 
Fahrstuhl), 

2. Erfüllung von Sicherheits- und Schutzbedürfnissen (durch soziale Kontrolle von Vorbei-
gehenden, nicht einsam gelegen, gut einsehbar) und 

3. Sauberkeit (möglichst selbstreinigend bzw. hohe Reinigungstaktung und sauberes Um-
feld). 

Ziel ist, dass öffentliche WC-Anlagen auch genutzt werden. Wenn die drei notwendigen Bedin-
gungen nicht erfüllt sind, werden öffentliche WCs nicht genutzt – bzw. nicht für den Toiletten-
gang. Wenn die drei notwendigen Bedingungen nicht erfüllt werden können, sollte die Errich-
tung von WC-Anlagen aus Gleichstellungssicht in Frage gestellt werden. 

Aus Gleichstellungssicht ist für die AKN-Station Ulzburg Mitte nur ein Standort einer WC-Anlage 
auf der Marktplatzseite geeignet. Dieser ist bautechnisch jedoch nicht umsetzbar. Aufgrund des 
Bedarfs einer WC-Anlage für die AKN-Mitarbeitenden und die Mitarbeitenden der Taxi-Unter-
nehmen wird der alte Standort in der Nähe des Busbahnhofs politisch beschlossen. 

Für die AKN-Station Ulzburg-Süd ist aus Gleichstellungssicht derzeit kein geeigneter Standort 
vorhanden. Die Errichtung wird zurückgestellt. Bei der Gesamtplanung des AKN-Bahnhofes Ulz-
burg-Süd sollte eine öffentliche WC-Anlage in die Planungen einfließen.  

 

2.12.2 Bike and Ride Anlage AKN-Bahnhof Ulzburg-Süd 

Standorte für die Errichtung einer möglichen Bike and Ride Anlage wird erst im politischen 
Verfahren 11/2020 aus Gleichstellungssicht geprüft. Der Standort auf dem AKN-Parkplatz für 
Mitarbeitende ist weiter entfernt, jedoch mangels dichteren Alternativen geeignet. 

Aufgenommen werden die Anmerkungen, den Zaun zur AKN-Bahn zu versetzen, um dunkle, un-
einsehbare Bereiche zu vermeiden. Ebenfalls wird einer Verlängerung der Fahrradbügel ent-
sprochen, um entsprechend mehr Abstellplätze zu ermöglichen. 
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2.13 Zentrale Grundstücks- und Gebäudewirtschaft (ZGW) 

Im verwaltungsinternen Arbeitskreis zur Unterbringung Geflüchteter und Obdachloser treffen 
sich alle beteiligten Sachgebiete (Bgm, ZGW, Soziales, Ortsplanung, Gleichstellungsbeauftragte) 
regelmäßig, um über neue, kurzfristige sowie längerfristige Unterbringungsmöglichkeiten zu 
sprechen. 

Die Gemeinde setzt ihre dezentrale Unterbringungsstrategie in allen Ortteilen und in möglichst 
überschaubarer Objektgröße im Berichtszeitraum erfolgreich fort. Zu den größten Einheiten 
gehört nach wie vor der Henstedter Hof. Der Altbau Kirchweg kann abgerissen werden und die 
beiden im Bau befindlichen Unterkünfte in der Lindenstraße bzw. im Kirchweg werden Anfang 
2021 bzw. Mitte 2021 fertiggestellt sein. An den Planungen bin ich frühzeitig beteiligt. Die bis 
Mitte 2020 befristet angemieteten Reihenhäuser im Beckersbergring können teilweise erwor-
ben werden, zum größten Teil jedoch werden die Bewohnenden in andere Unterkünfte umver-
teilt (siehe 2.8.1). 

Die Planungen für Neubauten dauern von der Bedarfsfeststellung bis zur Fertigstellung 3-4 
Jahre. Vor diesem Hintergrund empfehle ich aus Gleichstellungssicht, frühzeitig mit evtl. not-
wendigen Planungen von gemeindlichen Unterkünften zu beginnen, um Engpässe in der Bele-
gung, wie Doppel- und Mehrfachbelegungen, integrationshinderliche Unterbringung von be-
sonders vulnerablen Personen, wie alleinreisende Frauen, Menschen mit psychischen Erkran-
kungen etc., zu vermeiden.  

Bei Planungen gilt es, die Zuweisungszahlen des Kreises, Auszüge in Wohnungen des freien 
Marktes und die angespannte Wohnungsmarktsituation mit sehr geringem Anteil an sozial ge-
fördertem Wohnungsbau abzuschätzen und realistische Möglichkeiten der Anmietung von 
Wohneinheiten zu berücksichtigen. 

Grundlage und rahmengebend für die Planungen ist das politisch beschlossene Unterbrin-
gungskonzept. 

 

2.14 Wirtschaftsförderung & Ortsmarketing 

Unterstützung erhalte ich von der Wirtschaftsförderung bei der Aktualisierung des Wegweisers 
für Beratung und soziale Angebote (siehe 6.2) und bei der Organisation der verschiedenen An-
gebote zum Girls´/Boys´ Days (siehe 4.7.1). 

Beim Gemeindefest 2019 beteilige ich mich als Gleichstellungsbeauftragte mit dem Quiz Die 
Rolle Ihres Lebens. Anhand von 20 Fragen zum Thema Geschlechtergerechtigkeit können Bür-
gerinnen und Bürgern ihr Wissen überprüfen, mit mir über den Verfassungsauftrag und meine 
Arbeit ins Gespräch kommen und erschreckende Erkenntnisse in Bezug auf die tatsächlich er-
reichte Gleichstellung von Frauen und Männern gewinnen. 

An Runden Tisch zur Ärztlichen Versorgung in Henstedt-Ulzburg bin ich seit 2019 frühzeitig be-
teiligt. 

 

2.15 Regiebetrieb Baubetriebshof 

Der Baubetriebshof (BBH) unterstützt die Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten bei der Um-
setzung der Öffentlichkeitsarbeit (z.B. Plakatierungen im Gemeindegebiet) und beim Aufbau 



 

- 29 - 

von Veranstaltungen (z.B. Bühnenaufbau oder Absperrmaßnahmen bei der One Billion Rising 
Aktion). Hierfür sind interne Verrechnungsmittel im Etat bereitgestellt. 

Seit meiner Teilnahme an den Fachbereichsleitungen wird deutlicher, dass die Gleichstellungs-
beauftragte auch an Maßnahmen im Regiebetrieb der Gemeinde Henstedt-Ulzburg frühzeitig 
zu beteiligen ist. Bei der Überprüfung der Gefährdungsbeurteilung im Frühjahr 2020 zum Infek-
tionsschutz der Mitarbeitenden in der Corona-Pandemie werden meine Anmerkungen über-
nommen. 

 

2.16 Zusammenarbeit mit dem Personalrat 

Die Auslagerung des Eigenbetriebes macht die Neuaufstellung von zwei Personalräten (jeweils 
7 Personen) und einem Gesamtpersonalrat (9 Personen) notwendig, die im Frühjahr 2019 ge-
wählt werden. Für den PR Eigenbetrieb wird im Juni 2020 eine Freistellung als VZ Stelle von der 
Gemeindevertretung beschlossen. 

 Vor diesem Hintergrund und der zusätzlichen Aufgabenfülle der Gleichstellungsbeauf-
tragten sind die personellen Ressourcen der GB zu überdenken. 

Die Zusammenarbeit mit dem PR Eigenbetrieb ist vertrauensvoll (siehe 2.3). Auch beim PR 
Kernverwaltung ist die Zusammenarbeit sehr gut. Wir informieren uns gegenseitig über Stel-
lungnahmen, so dass Nicht-Beteiligungen im Nachhinein offenkundig werden. In der Praxis 
erfolgt die Information von Gleichstellungsbeauftragter und Personalrat gleichzeitig, die Stel-
lungnahme der Gleichstellungsbeauftragten wird jedoch abgewartet, um sie in die des Perso-
nalrates einbeziehen zu können. 

Die Gleichstellungsbeauftragte ist Teil der Verwaltung und direkt der Dienststellenleitung zuge-
ordnet. Sie ist nach § 19 (2) GstG frühzeitig zu beteiligen und wirkt am internen Willensbil-
dungsprozess – vor der Entscheidung des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin – mit. Der Per-
sonalrat als Vertretung der Beschäftigten kann nach der Entscheidung des Bürgermeisters/der 
Bürgermeisterin dieser zustimmen oder sie ablehnen. Erst wenn der interne Prozess der Wil-
lensbildung abgeschlossen ist, kann daher ein Mitbestimmungsverfahren des Personalrates 
beginnen (Maßnahme nach § 51 Mitbestimmungsgesetz). 
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3 Beratungen 

Als Gleichstellungsbeauftragte stehe ich allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwal-
tung, der gemeindeeigenen Einrichtungen und des Eigenbetriebes sowie Bürgerinnen und Bür-
ger für Beratungen und Informationen zur Verfügung. Aus den statistischen Daten und den 
anonymisierten Beratungsinhalten lassen sich Rückschlüsse auf die besonderen Belastungen 
und Bedarfe der Ratsuchenden ziehen. Hieraus leite ich Handlungsempfehlungen für die Ver-
waltungsleitung und für die Politik ab. 

Die Beratungen finden hauptsächlich telefonisch, aber auch in meinem Büro statt. Nach Klärung 
der – häufig multiplen – Problemlage, Erstinformation und -beratung, verweise ich ggf. an die in 
Henstedt-Ulzburg vorhandenen bzw. sich im nahen Umkreis befindlichen Beratungseinrichtun-
gen, aber auch darüber hinaus. 

Durch das Amt der Sprecherin der Landesar-
beitsgemeinschaft der hauptamtlichen kom-
munalen Gleichstellungs- und Frauenbeauf-
tragten Schleswig-Holstein (LAG) von 06/2017 
bis 06/2019 tritt die Beratungstätigkeit aus 
Ressourcengründen im Berichtszeitraum in den 
Hintergrund. Dies spiegelt sich auch in den 
Beratungszahlen wieder: 

In 2018-20 berate ich insgesamt 121 Personen, 
in fast ¼ der Fälle werden mehrere Gespräche 
geführt, insgesamt sind es 168. Im Vergleich 
zum Vorbericht 2016/17 nehmen die Bera-
tungszahlen um ca. 1/3 ab. 

Die Verteilung der Beratungsgespräche auf 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (intern) und 
Bürgerinnen und Bürger (extern) beträgt in 
2018-20 gut 1/3 zu knapp 2/3. 

 Im Vergleich mit den vorherigen Tätig-
keitsberichten nehmen die internen Bera-
tungen im Verhältnis zu den externen ste-
tig zu, besonders in 2020 (45% intern).  

Die Geschlechterverteilung der Ratsuchenden 
ist auch in 2018-20 erwartungsgemäß verteilt: 
Deutlich mehr Frauen nutzen mein Beratungs-
angebot. 

Der von 74% der Ratsuchenden erfasste Fami-
lienstand verteilt sich wie dargestellt. 

 Im Vergleich mit dem Vorbericht nimmt 
der Anteil an Ledigen zu, an Ver-heirate-
ten ab. 
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3.1 Interne Beratungen und Empfehlungen 

Inhaltlich stehen in den internen Beratungen in 2018-20 die Themen 1. Arbeitsplatz, 2. Gesund-
heit und 3. Familie im Vordergrund: 

 

Überraschenderweise ist das Thema Gesundheit auf 33% der Beratungsinhalte angestiegen 
(von 15%), auch wenn nach wie vor der Bereich Arbeitsplatz überwiegt. Themen sind z.B. psy-
chische Probleme/Depression, körperliche Probleme und/oder Stress. In 47% der Beratungen 
geht es inhaltlich um den Arbeitsplatz – Top-Thema ist aber auch hier Überlastung, gefolgt von 
weiteren Inhalte, wie z.B. Probleme mit Vorgesetzten, berufliche Situation und Home-
office/Arbeitszeiten). 

Auch ein Beratungsfall zum Thema sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz fällt in diesen Bereich. 

Zu 10% werden familiäre Probleme besprochen, (z.B. Konflikte im familiären Umfeld, aber auch 
zwei Fälle von häuslicher Gewalt). Darüber hinaus werden weitere Problemlagen thematisiert, 
wie Kinderbetreuung (z.B. arbeitgeberfinanzierte Notfallbetreuung), Existenzsicherung (z.B. 
Altersvorsorge), und Pflege (z.B. häusliche Pflege). 

 Vor dem Hintergrund dieser deutlichen Verschiebung der Beratungsinhalte in Richtung 
gesundheitlicher Themen und der parallel hohen Fluktuation im Personalbereich, beson-
ders von weiblichen Fach- und Führungskräften, ist meine dringende Empfehlung, ge-
sunderhaltende Arbeitsbedingungen in der Verwaltung zu schaffen. Dazu gehören der 
weitere Ausbau des betrieblichen Gesundheitsmanagements und der Abbau von Stress- 
und Überlastungserscheinungen bedingt durch Personalmangel, Aufgabenquantität und 
Termindruck. Dringend erforderlich ist entweder eine Reduzierung der Aufgaben oder 
eine Aufstockung der Personalkapazität. 

 Weitere Empfehlung: Nach dem AGG §12 eine Schutzpflicht von Seiten des/der Arbeitge-
ber/in gegenüber den Beschäftigten, die verpflichtet, sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 
zu verhindern. Eine Beschwerdestelle ist in der Gemeindeverwaltung einzurichten und 
bekanntzumachen. 

 In diesem Zusammenhang empfehle ich, unter Beteiligung von Personalrat und Gleichstel-
lungsbeauftragter eine Dienstvereinbarung zum Umgang mit sexueller Belästigung am Ar-
beitsplatz zu erarbeiten und abzuschließen. Diese sollte neben der Definition von sexuel-
ler Belästigung auch das Beschwerdeverfahren und arbeitsrechtliche Konsequenzen bein-
halten. Verpflichtende Inhouse Schulungen sukzessive für alle Mitarbeitenden sollten an-

47% 
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6% 
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3% 1% 

Beratungsinhalte 2018-20 intern 
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- 32 - 

geboten werden. Eine Dienstvereinbarung sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz gehört 
meines Erachtens zu den grundlegenden Verwaltungsstandards. 

 Meine Empfehlung bereits aus allen früheren Tätigkeitsberichten haben weiterhin Gültig-
keit: 

 Wie bereits in beiden Tätigkeitsberichten zuvor, empfehle ich, besonders unsere Füh-
rungskräfte zu schulen, um Aufgaben, Projekte und Tätigkeiten der Mitarbeitenden 
besser priorisieren zu können und die Kommunikation zu verbessern. 

 Für ebenso entscheidend erachte ich die Schaffung einer positiven, motivierenden Ar-
beitsatmosphäre mit wertschätzendem Arbeiten, die Einführung einer positiven Feh-
ler- und Beteiligungskultur und die Entwicklung eines „Wir“-Gefühles, einer gemein-
samen Identität. Zusätzlich können Mitarbeiterjahresgespräche hilfreich sein. 

 Die Zufriedenheit der Mitarbeitenden sollte in regelmäßigen Abständen anonym eva-
luiert werden, um Schwachstellen zu erkennen und Gegenmaßnahmen einzuleiten. 

 Zusammenfassend halte ich die Erarbeitung eines Personalentwicklungskonzeptes für 
dringend geboten. 

Nicht unerwähnt soll bleiben, dass meine Empfehlung zur Ausweitung der arbeitgeberfinan-
zierte Notfallberatung auf pflegebedürftige Angehörige von Beschäftigten umgesetzt wurde. 

Auch in Bezug auf Möglichkeiten der Arbeitsplatzflexibilisierung werden Fortschritte erzielt – 
eine der wenigen positiven Auswirkungen der Corona-Pandemie: Die bis Mitte März 2020 nur 
in begründeten Ausnahmefällen gewährten Einzelfalllösungen für Homeoffice werden unkom-
pliziert auf alle Mitarbeitenden ausgeweitet. Die Unterstützung durch entsprechende Hard-
ware, wie Webcams, und Software, wie Anydesk und Tixeo, und persönliche Ansprechpersonen 
für die Umsetzung ist sehr gut. Geplant ist, diese Flexibilisierung des Arbeitsortes bis zum Bei-
tritt zur kommunit in 2021 beizubehalten und sukzessive verbindliche Regelungen und 
Dienstvereinbarungen zu entwickeln. 

 

3.2 Externe Beratungen und Empfehlungen 

So wie in den Vorjahren sind auch in 2018-20 die Beratungsinhalte von Bürgerinnen und Bür-
gern auf folgende Schwerpunkte verteilt: Arbeit/Beruf, Familie, Existenzsicherung und. Tren-
nung/Scheidung. 
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Jedoch hat der Beratungsschwerpunkt Familie deutlich zugenommen und ist mit 29% erstmals 
führend. Zentral sind familiäre Konflikte, Familienleistungen, wie Elterngeld und Elternzeit, Er-
ziehungsfragen und häusliche Gewalt. 

Besonders hervorzuheben sind im Berichtzeitraum 10 Fälle von häuslicher Gewalt. Hier infor-
miere ich u.a. über das Gewaltschutzgesetz, die polizeirechtliche Möglichkeit der Wegweisung 
und auch über das Frauenhaus Norderstedt. An die Frauenfachberatungsstelle verweise ich 
regelmäßig, damit eine individuelle Gefährdungsanalyse durchgeführt werden kann. Einige der 
Frauen melden sich aufgrund der Anti-Gewalt-Aktionen und berichten von Ihren Erfahrungen. 

 Häusliche Gewalt betrifft alle Kulturen und sozialen Schichten. Auch wenn die Kriminali-
tätsrate in Henstedt-Ulzburg vergleichsweise gering ist, so empfehle ich, die Öffentlich-
keitsarbeit und Prävention zum Gewaltschutz weiterhin zu unterstützen, wie z.B. durch 
die Übernahme der Schirmherrschaft der One Billion Rising Aktion am 14 Februar. Die Ak-
tionen zeigen Wirkung und enttabuisieren häusliche Gewalt. 

 Alle unsere Unterkünfte sind 2018 mit Hilfe eines Rasters nach den Empfehlungen zum 
Gewaltschutz für die Unterbringung und Betreuung von Geflüchteten in den Kommunen 
Schleswig-Holsteins des Beauftragten für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen ka-
tegorisiert und priorisiert worden. Das politisch im Fachausschuss beschlossene Unter-
bringungskonzept wurde bisher nicht systematisch evaluiert und umgesetzt. Ich emp-
fehle, diese Unterbringungsstandards anzuwenden und ein Gewaltschutzkonzept in den 
größeren Unterkünften zu implementieren. 

 

Im Bereich Arbeit/Beruf ist der berufliche (Wieder-) Einstieg wieder zentrales Beratungsthema. 
Die Schwierigkeiten meist für Frauen und Mütter, nach längerer Familienphase einen der Aus-
bildung und Qualifikation entsprechenden Arbeitsplatz zu finden, sind nach wie vor groß. Re-
gelmäßig verweise ich an die kreisweite Beratungsstelle „FRAU & BERUF“ mit ihren Sprechzei-
ten in Henstedt-Ulzburg und unterstütze deren Presse- und Projektarbeit. Auch die Suche nach 
bedarfsgerechten Krippen-, Kita oder Tagespflegeplätzen in Henstedt-Ulzburg gestaltet sich 
nach wie vor schwierig. 

 Aus Gleichstellungssicht empfehle ich, weitere geeignete Flächen für Kindertagesstätten 
in Henstedt-Ulzburg auszuweisen und den Ausbau von Kindertageseinrichtungen weiter 
voranzubringen, um vor allem Müttern einen frühen (Wieder-) Einstieg in den Beruf früh-
zeitig zu ermöglichen, Voraussetzungen für eine Vollzeittätigkeit zu schaffen bzw. den Ar-
beitsplatz zu sichern. Die ersten Ergebnisse im IGEK belegen den hohen Bedarf an Betreu-
ungsplätzen im Zusammenhang mit dem Bedarf an sozial befördertem bzw. bezahlbarem 
Wohnraum. 

 

Der Beratungsschwerpunkt Existenzsicherung (Sozialhilfe, Arbeitslosengeld II, Wohngeld, Woh-
nungssuche/-not, Rente und Schuldenproblematik) steht in engem Zusammenhang mit dem 
Thema Trennung/Scheidung. Häufig handelt es sich um multiple Problemlagen: Trennung, Exis-
tenzsicherung, Wohnungssuche, Jobsuche, Kinderbetreuung etc. Eine Trennung oder Scheidung 
ist nach wie vor für Frauen mit mehr strukturellen Nachteilen verbunden als für Männer. Da 
traditionell häufiger Mütter die Kinderbetreuung übernehmen, arbeiten sie mehr in Teilzeit und 
dies in schlechter bezahlten Jobs. Sie verdienen weniger und erhalten nach einer Scheidung 
keinen eigenen Unterhalt als Nachteilsausgleich. Alleinerziehenden (Müttern) fällt die eigen-
ständige Existenzsicherung vor diesem Hintergrund besonders schwer. 
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Die erfolgreiche Veranstaltungsreihe „Gut zu wissen!“ informiere in 2018-20 in Infoabenden 
u.a. zu den Themen „Alleinerziehend“, „Berufliche Nischen finden“ und „Trennung & Schei-
dung“ und kann besonders Frauen unterstützen. 

 Aus Gleichstellungssicht ergeben sich aus den Beratungsthemen Existenzsicherung und 
Trennung/Scheidung nach wie vor dringende kommunale Handlungsbedarfe: Besonders 
Alleinerziehende, zum überwiegenden Teil Frauen, benötigen sozial geförderten Wohn-
raum, damit die Kinder nicht aus ihren sozialen Bezügen gerissen werden. Aber auch bei 
jungen Familien und Seniorinnen und Senioren ist der Bedarf an bezahlbarem Wohnraum 
groß. 

 

Die große Bandbreite der Beratungsthemen von Bürgerinnen und Bürgern insgesamt zeigt den 
Unterstützungsbedarf von Frauen, Männern und Familien in unterschiedlichen Lebensberei-
chen und Lebensphasen in Henstedt-Ulzburg. 

Ich arbeite eng zusammen mit den lokalen Facheinrichtungen und dem Haus der Sozialen Bera-
tung. Mit gemeindlicher Unterstützung ist das Beratungsangebot im Haus der Sozialen Bera-
tung stetig erweitert worden (z.B. pro familia und Frauentreffpunkt). Damit ist Henstedt-Ulz-
burg mit Beratungsangeboten vor Ort schon recht gut aufgestellt. Vor dem Hintergrund der 
demographischen Entwicklung zeigt sich im Berichtszeitraum aus Gleichstellungssicht noch der 
Bedarf einer neutralen Pflegeberatung für Menschen mit Pflegebedarf vor Ort in Henstedt-
Ulzburg. Diesem wird durch gemeindlichen Zuschuss ab 2021 durch eine wöchentliche Bera-
tung des Pflegestützpunktes entsprochen. 

 Aus Gleichstellungssicht empfehle ich, den Mietzuschuss für das „Haus der sozialen Bera-
tung“ sowie das breite Beratungsangebot vor Ort auch langfristig weiter fördern. 



 

- 35 - 

4 Externe Veranstaltungen und Initiativen 

Die Projekte und Veranstaltungen im Berichtzeitraum 2018 bis 2020 sind vielfältig und aus den 
unterschiedlichsten Lebensbereichen: Familie, Migration, Kultur, Politik, Bildung, Arbeit, Behin-
derung und Gewaltprävention. Bedarfsgerecht werden Angebote für Bürgerinnen und Bürger 
geschaffen, um die Chancengerechtigkeit von Frauen und Männern zu verbessern. Es gibt keine 
geschlechtsneutrale Wirklichkeit. Gleichstellungsarbeit bezieht sich auf alle Lebensbereiche und 
alle Lebensphasen von Frauen und Männern. 

Besonders hervorzuheben sind die Feierlichkeiten „100 Jahre Frauenwahlrecht“ (siehe 4.1.2) 
und „25 Jahre Gleichstellungsbeauftragte in Henstedt-Ulzburg“ (siehe 4.1.3), die Bundesaus-
zeichnung des Integrationsprojektes „talk about sex and gender“ (siehe 4.2.1), die One Billion 
Rising Aktionen (siehe 4.3.1) und die Veranstaltungsreihe „Gut zu wissen!“ – auch unter 
Corona-Bedingungen (siehe 4.4.1). 

 

4.1 Feierlichkeiten: Frauentag, Wahlrecht & Gleichstellungsbeauftragte 

Seit 1911 wird am 8. März der Internationale Frauentag gefeiert. Während es damals um das 
Wahlrecht für Frauen ging, stehen heute Forderungen nach Lohngleichheit zwischen Frauen 
und Männern, nach gerechter Verteilung von Erziehungsaufgaben und Berufstätigkeit und nach 
einem Ende der Gewalt gegen Frauen und Mädchen im Vordergrund. Um an diesen histori-
schen Tag zu erinnern, Erfolge zu feiern, aber auch um auf noch bestehende Chancenungleich-
heit hinzuweisen, organisiere ich jedes Jahr verschiedene Veranstaltungen. 

In 2018 und 2019 stehen die Veranstaltungen zum Internationalen Frauentag ganz im Zeichen 
des Frauenwahlrechts. Denn dieses wurde 1918 in der Weimarer Republik verankert und 1919 
wurde erstmals gewählt: 82% aller Frauen gingen zur Wahl. 37 weibliche Abgeordnete erhielten 
damals ein Mandat – ein Anteil von 9%. 

 

4.1.1 Internationaler Frauentag 2018 

Kriege, politische Verfolgung, Naturkatastro-
phen, Armut und Hunger zwingen die Men-
schen, aus ihrer Heimat zu fliehen, ihre Fami-
lien und Freunde, die ihnen vertraute Kultur, 
ihre Sprache zu verlassen. In ferner Fremde 
sind sie auf der Suche nach einer menschen-
würdigen und friedvollen Existenz. In ihrer 
literarisch-musikalischen Reflexion „Heimat 
im Gepäck“ bringen Anna Haentjens und Silke 
Farenholtz Lieder nach Texten von Heinrich 
Heine zu Gehör. Auch Lieder von Schriftstel-

lern und Komponisten, die aus ihrer deutschen Heimat emigrierten, wie z.B. Bertolt Brecht, 
Paul Dessau, Hilde Domin, Mascha Kaléko, Erika Mann und Walter Mehring sind im Programm. 
Lieder nach Texten der Autoren Heinz Kahlau oder Günter Kunert (DDR) sprechen vom Sich-
Fremd-Fühlen in der eigenen Heimat. Die Veranstaltung in Zusammenarbeit mit dem FORUM, 
der Kultur-Förderungs-Vereinigung Henstedt-Ulzburg, findet am 09.03.2018 in der Kulturkate 
statt. 
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Der frauenbewegte, historische Stadtrundgang am 10.03.2018 mit mehr als 30 Frauen aus 
Henstedt-Ulzburg und Umgebung führt ins Hamburger Rathaus. Nach gemeinsamer Anfahrt 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln und einem reichhaltigen Brunch werden die Frauen von den 
beiden Historikerinnen und Hamburgkennerinnen Wiebke Johannsen und Dr. Birgit Kiupel auf 
eine unterhaltsame und lehrreiche Rathaustour durch den historischen Prachtbau mitgenom-

men. Auf dem exklusiven feministi-
schen Spaziergang wird ein kritischer 
Blick auf die patriarchalen Bildertape-
ten geworfen, gedankliche Ergänzun-
gen vorgenommen und die weiblichen 
Allegorien neu gedeutet. Warum sind 
die Stadtrepubliken weiblich darge-
stellt? Wer reicht das Wasser, wer hält 
das Schwert – und wer ist eigentlich 
Hammonia? Was hatten reale Frauen 
damals zu sagen? Welche Politikerin-
nen nahmen als erste die Männerbas-
tion ein und was konnten sie errei-
chen? 

(Teilnehmerinnen beim Stadtrundgang mit Rathausbesuch am 10.03.2018) 

 

Direkt vor der Kommunalwahl 2018, am Freitag, 4. Mai 2018 
nimmt die Schauspielerin und Kabarettistin Edith Börner das 
Publikum mit auf eine historische Reise. In „Das Kostüm der 
Macht – 100 Jahre Frauenwahlrecht“ werden humorvoll mäch-
tige Frauen in der Politik beleuchtet: Elisabeth I., die mutig ins 
Schlachtfeld ritt, oder die Suffragetten, die das 
Frauenwahlrecht erstritten. Einflussreiche Frauen in der Politik 
und ihre Symbole werden vorgestellt: Maggy Thatcher und ihre 
Handtasche, die oft genug als Wurfgeschoss missbraucht 
wurde, oder die Broschen von Madeleine Albright, mit der sie 
ihren politischen Verhandlungspartnern „schmuckvoll“ ihre 
Stimmungslage mitteilte. Das Programm ist eine Mischung aus 
Kabarett und Lesung und wird in Kooperation mit dem FORUM, 
der Kultur-Förderungs-Vereinigung Henstedt-Ulzburg, in der 
Kulturkate organisiert. 

 

4.1.2 100 Jahre Frauenwahlrecht 

Vor 100 Jahren haben sich Frauen in Deutschland das Wahlrecht erstritten. Am 30. November 
1918 wurde dieses Recht gesetzlich fixiert, am 19. Januar 1919 konnten Frauen dann bei der 
Wahl zur Deutschen Nationalversammlung auf nationaler Ebene erstmals ihr Wahlrecht nutzen. 

Um dieses Jubiläum gemeinsam zu feiern, laden die Gleichstellungsbeauftragten des Kreises 
Segeberg Anna Haentjens für ein Konzert nach Kaltenkirchen ein. Die renommierte Sängerin 
aus Elmshorn hat eigens für dieses Jubiläum das Programm „Brot & Rosen – 100 Jahre Frauen-
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wahlrecht“ in Liedern und Texten konzipiert, das am 30.11.2018 in Kaltenkirchen Premiere hat. 
Anna Haentjens (Gesang + Rezitation) wird am Flügel begleitet von Ulrich Stolpmann. 

 

 
(NordExpress 12.12.2018) 

 

Der traditionelle Stadtrundgang für Frauen zum Internationalen Frauentag wird in 2019 auf den 
Mai des Jahres verschoben. Denn Dr. Rita Bake hat für die Hamburger Landeszentrale für politi-
sche Bildung „Szenische Rundgänge“ mit Schwerpunkt Hamburger Frauengeschichte konzi-
piert, in diesem Jahr zum Thema „100 Jahre Frauenwahlrecht“. Unterstützt wird Dr. Bake dabei 
von Schauspielerinnen und Schauspielern aus Hamburg und durch Kostüme aus dem Ohnesorg-
Theater. 

Mit einem Bollerwagen, in dem die Kostüme zu den einzelnen Szenen bereitliegen, geht es am 
19.05.2019 los zu einem 2-stündigen Rundgang durch Hamburgs Innenstadt. Im fliegenden 
Wechsel ziehen sich die Schauspielerinnen und Schauspieler für jede einzelne Szene auf der 
Straße um. Der Kampf um das Frauenwahlrecht wird szenisch wieder zum Leben erweckt. 
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(Umschau 26.06.2019) 
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4.1.3 Jubiläum „25 Jahre Gleichstellungsbeauftragte“ 

 
(Segeberger Zeitung 12.03.2019) 

Nach kontroversen Diskussionen und langem Diskurs in Henstedt-Ulzburg wurde im April 1994 
politisch entschieden, die Stelle der Gleichstellungsbeauftragten einzurichten. Die Klage vor 
dem Bundesverfassungsgericht wurde zurückgezogen und die erste Gleichstellungsbeauftragte 
trat am 1. Januar 1995 ihren Dienst in der Gemeinde Henstedt-Ulzburg an. 



 

- 40 - 

25 Jahre später ist es Zeit, um auf Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft der Gleichstellungs-
arbeit in Henstedt-Ulzburg zu blicken: Was haben wir in der Vergangenheit geleistet, wie ge-
stalten wir die Gegenwart? Poetry Slammer Björn Högsdal eröffnet die Jubiläumsveranstaltung 
am 8. März 2019. Bürgermeister a.D. Volker Dornquast, Bürgermeister Stefan Bauer und ich 
geben Einblicke in Vergangenheit und Ge-
genwart. Stefanie Lohaus, Gründerin und 
Herausgeberin des feministischen Missy Ma-
gazins, zeigt in einem futuristischen Vortrag, 
wie sich die Arbeit in Zukunft entwickeln 
könnte, damit Gleichstellung schneller ge-
lingt. 

Begleitet wird der Abend und die anschlie-
ßende Diskussion von Moderatorin Nina 
Tschierse. Beim gemütlichen Come Together 
mit Finger Food und Getränken ist noch Zeit 
für persönlichen Austausch und gute Ge-
spräche. 

Besondere ist, dass alle drei bisherigen Gleichstellungsbeauftragten dieses Jubiläum gemeinsam 
feiern: Susanne Hild (1994-1998), Annegret Horn (1998-2013) und ich (seit 2013). 

 

4.1.4 Internationaler Frauentag 2020 

Nach den schönen Feierlichkeiten in 2019 folgt – Corona in 2020. Die nach wie vor anhaltende 
Pandemie lässt die Planungen zum Internationalen Frauentag 2020 platzen. 

Der historische Stadtrundgang „Diskriminierung und Verfolgung gleichgeschlechtlich lieben-
der Menschen“ ist für 14.03.2020 geplant: Die Diskriminierung und Verfolgung von Lesben und 
Schwulen hat eine lange Tradition. Die Ursachen dafür sind vielfältig. So kann Angst vor dem 
vermeintlich „Anderen“, die Bedrohung von gesellschaftlichen Normen und persönlichen Iden-
titäten zu Intoleranz führen. Bedeutsam sind sicherlich kulturelle Normen und unsere patriar-
chale monotheistische Religion, die in der Homosexualität einen Verstoß gegen die Göttliche 
Ordnung sahen (sehen?). Bei der strafrechtlichen Verfolgung in Deutschland gab es Unter-
schiede zwischen Männern und Frauen, bedingt durch die jeweiligen Geschlechterrollen: So 
galt der 1872 eingeführte § 175 Strafgesetzbuch (StGB) nur für Männer, da Frauen per se in 
einer patriarchalen Gesellschaft die eigenständige Sexualität abgesprochen wurde. Trotz der 
1994 erfolgten Abschaffung des § 175 StGB ist Homophobie in unserer Gesellschaft noch ge-
genwärtig, manche empfinden sie sogar als zunehmend. 

Wie gewohnt, wollen wir nach gemeinsamer AKN-Fahrt und einem reichhaltigen Brunch im 
Frauencafé „endlich“ mit der Historikerin Wiebke Johannsen zu einem Spaziergang durch St. 
Georg aufbrechen. Sehr kurzfristig muss die voll ausgebuchte Veranstaltung abgesagt werden. 
Noch ist nicht absehbar, wann sie nachgeholt werden kann. 

 

Die Lesung „Ich habe jetzt genau das richtige Alter“ von Adrienne Friedlaender kann ebenfalls 
nicht, wie geplant, am 18.03.2020 stattfinden. Die Kooperationsveranstaltung mit der Gemein-
debücherei und –mediothek wird aber unter Einhaltung eines Hygienekonzepts am 7. Oktober 
2020 erneut angeboten und ist komplett ausgebucht. 
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Wie viele Frösche muss man küssen bis man den perfekten 
Partner findet und will man ihn dann tatsächlich auch be-
halten oder lebt es sich doch ganz gut ohne Mann? Denn 
sind Liebe, Heirat und Familie wirklich das Glücksrezept im 
Leben der Frau? Adrienne Friedlaender ist mit fünfundfünf-
zig Jahren zweimal geschieden, stolze Mutter von vier Söh-
nen und immer mal wieder auf der Suche nach einer großen 
Liebe. In ihrem neuen Buch zeigt sie, dass man nie den Mut 
verlieren sollte – egal, welche Steine das Schicksal einem in 
den Weg legt – und beschäftigt sich mit den Themen, die 
viele Frauen betreffen. Ehrlich und mit einer großen Portion 
Selbstironie erzählt sie von ihrer Partnersuche, skurrilen 
Blind-Dates und Tindererfahrungen, von Schönheits-Opera-
tionen und Flirtseminaren. Denn egal in welchem Alter – es 
lohnt sich immer, etwas Neues zu wagen, seine aussortier-
ten Lieblingskleidungsstücke aus dem Schrank zu graben 
und sich zu trauen, einfach glücklich zu sein. Frauen haben 
immer genau das richtige Alter, sie müssen nur noch raus-
kriegen, wofür! 

 

4.2 Gleichstellung und Migration 

Die Gleichstellungsarbeit im Bereich Flucht und Migration konzentriert sich im Berichtszeitraum 
auf die Fortsetzung und Weiterentwicklung von Integrationsmaßnahmen, besonders für Frauen 
und Mädchen. Geflüchtete Frauen besonders aus muslimischen Kulturen können aufgrund der 
traditionellen Rollen- und Familienstrukturen nur sehr wenig am öffentlichen Leben teilneh-
men. Ziel aus Gleichstellungssicht war und ist deswegen, den Frauen perspektivisch in allen 
Lebensbereichen die gleichen Chancen und Wahlmöglichkeiten zu ermöglichen, nicht zuletzt 
weil sie als Mütter die hauptsächlichen Bezugspersonen sind, die die Kinder in der neuen Hei-
mat erziehen und prägen werden. 

Hervorzuheben sind das Projekt „Talk about sex and gender“ (siehe 4.2.1) und die Veranstal-
tungen „Weibliche Geflüchtete in den Arbeitsmarkt“ (siehe 4.2.2). 

 

4.2.1 Schwimmkurse für geflüchtete Mädchen 

In Henstedt-Ulzburg leben nahezu 200 geflüchtete Frauen und Mädchen aus vorwiegend mus-
limisch geprägten Ländern. Um das öffentliche Badeangebot im Naturbad wahrnehmen zu kön-
nen, benötigen besonders weibliche Geflüchtete ausreichend Schwimmkompetenz. Diese ist 
bei deutschen Kindern bereits gering – bei geflüchteten Kindern, aufgrund der traditionellen 
Geschlechterrollen besonders bei Mädchen, noch weitaus geringer. 

Mit dieser Erkenntnis organisiert die Integrationskoordination in Kooperation mit der Gleich-
stellungsbeauftragten, In VIA Hamburg und der Holstentherme seit 2018 erfolgreich mehrere 
Schwimmkurse für geflüchtete Mädchen. Finanziell wird das Projekt von der Bürgerstiftung 
gefördert. Die Nachfrage ist so groß, dass nicht alle interessierten Mädchen einen Platz be-
kommen können. In Elternabenden werden auch die Eltern über die Schwimmkurs informiert. 
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Der Schwimmkurs bietet geflüchteten Mädchen die Möglichkeit in einem geschützten Raum 
schwimmen zu lernen. 

Besonders in muslimischen Kulturen gehört es sich für Mädchen und Frauen nicht, Schwimmen 
zu lernen (oder Fahrrad zu fahren). Auto fahren beispielsweise ist Frauen oftmals verboten. Die 
gesellschaftliche Stellung von Frauen ist weit schlechter. Geflüchtete Mädchen, die das 
Schwimmen erlernen, nehmen deswegen eine besondere Vorbildfunktion ein: innerhalb ihrer 
Flüchtlingsgemeinschaft, für weitere geflüchtete Mädchen und auch für deutsche Kinder. 

 

 
   (Umschau 02.01.2020) 

 

Gruppendynamisch ist es leichter in gleichgeschlechtlichen Gruppen Schwimmen zu lernen, 
besonders für geflüchtete, meist muslimische Mädchen, in deren Kultur eine klare Geschlecht-
ertrennung besteht. Kulturelle Werte und Normen können nicht einfach abgelegt werden – dies 
ist ein langsamer Prozess. Ganz bewusst finden die Kurse aber während des öffentlichen Bäder-
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betriebs statt, so dass auch Jungen und Männer in der Zeit die Holsten Therme besuchen. Auch 
werden die Kurse von einem männlichen Kursleiter durchgeführt. Für muslimische Mädchen ist 
diese Aufhebung der Geschlechtertrennung neu und ungewohnt, im Schutz der gleichge-
schlechtlichen Gruppe aber erfolgreich, wie die hohe Teilnahmeanzahl und die geringe 
Abbruchquote (= 0%) zeigen. Mit diesen positiven Erfahrungen werden geflüchtete Mädchen 
sich leichter integrieren können. 

Nach den Erfolgen der letzten Jahre sollen zukünftige Schwimmkurse auch gemeinsam für 
Mädchen und Jungen angeboten. Sicherlich ist dies auch eine Konsequenz aus dem schreckli-
chen Todesfall im Naturbad Beckersberg im Sommer 2019. 

 

4.2.2 Weibliche Geflüchtete in den Arbeitsmarkt 

Wie stellen sich geflüchtete Frauen und Migrantinnen ihr Leben in Deutschland vor? Wie unter-
scheidet sich ihre Arbeit in Deutschland von der in ihrem Heimatland? Welche Arbeit möchten 
geflüchtete Frauen und Migrantinnen ausüben? Welche Ideen gibt es, diese Ziele zu erreichen 
und welche Unterstützungsmöglichkeiten können Facheinrichtungen und Beratungsstellen rund 
um das Thema Arbeit anbieten? Antworten auf all diese Fragen finden geflüchtete Frauen und 
Migrantinnen bei der Veranstaltung „Geflüchtete Frauen in den Arbeitsmarkt“ am Freitag, 17. 
Januar 2020 von 8.30 bis 13 Uhr in Henstedt-Ulzburg und eine Woche später in Bad Segeberg, 
die das Netzwerk „Geflüchtete Frauen in den Arbeitsmarkt“ (siehe 5.2) organisiert. 

Eröffnet wird die Veranstaltung in Henstedt-Ulzburg von der stellvertretenden Ministerpräsi-
dentin des Landes und Finanzministerin Monika Heinold, sie überbringt das Grußwort der Lan-
desregierung. Im Anschluss an die Begrüßung 
kommen zwei geflüchtete Frauen in Kurzin-
terviews zu Wort, die bereits einen erfolgrei-
chen Weg in Arbeit oder Ausbildung beschrit-
ten haben. An einzelnen Tischgruppen können 
die Teilnehmerinnen sich dann mit Fachkräften 
über ihre Bedürfnisse, positive Beispiele, Stra-
tegien und Hemmnisse für eine erfolgreiche 
Arbeitsaufnahme unterhalten. Die Facheinrich-
tungen des Netzwerkes „Geflüchtete Frauen in 
den Arbeitsmarkt“ stehen mit Informationen 
ebenfalls bereit. Das Besondere der Veranstal-
tung ist, dass die einzelnen Tischgruppen nach 
verschiedenen Herkunftssprachen wie 
Dari/Farsi, Arabisch und Kurdisch, zusammen-
gestellt und diese jeweils professionell gedol-
metscht werden. 40 Frauen nehmen an der 
Veranstaltung teil. 

Die Veranstaltungen werden großzügig insbe-
sondere von der Bürgerstiftung Henstedt-Ulz-
burg, der WKS Segeberg und den Lions Clubs 
Alveslohe, Henstedt-Ulzburg und Segeberg, 
den Gleichstellungsbeauftragten der beteilig-
ten Kommunen und des Kreises unterstützt. 
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(Segeberger Zeitung 18.01.2020) 

 

4.3 Aktionen gegen Gewalt an Frauen 

Die erste große Studie zu den Gewalterfahrungen von Frauen und Kindern während des ersten 
Lockdowns zur Eindämmung der Corona-Pandemie im Frühjahr 2020 zeigt, was viele Fachbe-
ratungsstellen befürchten: Quarantänen und Kontaktbeschränkungen führen zu einer noch wei-
teren Zunahme von häuslicher Gewalt. Rund 3% der Frauen in Deutschland werden in der Zeit 
der strengen Kontaktbeschränkungen zu Hause Opfer von körperlicher Gewalt, 3,6 % werden 
von ihrem Partner vergewaltigt. In 6,5 % aller Haushalte werden Kinder gewalttätig bestraft. 
Noch deutlich höher liegen die Zahlen, wenn die Frauen in Quarantäne sind, die Familien finan-
zielle Sorgen haben oder die Kinder unter 10 Jahren sind. Und besonders erschreckend: Nur ein 
sehr kleiner Teil der betroffenen Frauen nutzt Hilfsangebote (vgl. Studie von Janina Steinert, 
Professorin für Global Health an der Technischen Universität München aus 06/2020). 
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(Umschau 01.04.2020) 

 

Auch ohne Corona sind die Gewalt-Statistiken erschreckend: 1/3 aller Frauen ab 15 Jahren er-
fahren körperliche und / oder sexuelle Gewalt mindestens einmal oder auch mehrfach in Ihrem 
Leben (Ergebnis der EU-weiten Erhebung von 03/2014). Das Spektrum der Gewalthandlungen 
reicht von Wegschubsen, Ohrfeigen, Schlagen mit Gegenständen und Verprügeln bis hin zu 
sexueller Nötigung und Vergewaltigungen. Häusliche Gewalt ist die am weitesten verbreitete 
Form der Gewalt gegen Frauen und umfasst alle gesellschaftlichen Schichten. Risikofaktoren 
sind neben Trennung und Trennungsabsicht auch Gewalterfahrungen in der Kindheit und Ju-
gend. 

Vor diesem Hintergrund ist Schwerpunkt der Gleichstellungsarbeit, auf das Thema Gewalt ge-
gen Frauen aufmerksam zu machen, Opfer durch Information und Beratung zu unterstützen, 
Beratungseinrichtungen bekannt zu machen und Ursachen, wie überkommende patriarchale 
Rollenbilder, zu bekämpfen. Hierzu finden im Berichtszeitraum viele Initiativen, Veranstaltun-
gen und Aktionen statt. 
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4.3.1 One Billion Rising 2019 und 2020 

„One Billion Rising“ ist eine weltweite Kampagne für ein Ende der Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen und für Gleichstellung. „One Billion Rising“ bedeutet übersetzt: „eine Milliarde erhebt 
sich“. 

Die ursprüngliche Idee zur Tanzaktion hatte im Jahr 2012 die New Yorker Künstlerin und Femi-
nistin Eve Ensler. Der Tanz soll den Kampf gegen die Gewalt an Frauen ausdrücken. Die Tänze-
rinnen erheben die Hände und symbolisieren damit die Kraft und Energie, die sie für den Wi-
derstand gegen Gewalt brauchen. Aufrechte Schritte nach vorne zeigen die Solidarität für alle 
Frauen, die sich nicht selber wehren können. Das Hochziehen der Beine soll das Sprengen der 
Ketten zeigen, dass Gewalt nicht länger zugelassen wird. Eine Bewegung der Arme um Kopf und 
Körper steht für den Schutz, unter dem jede Frau steht. Der gehobene Finger ist ein Zeichen für 
die Vorbildfunktion, die jede Frau übernimmt, um sich gegen Gewalt zu stellen. 

Nach Henstedt-Ulzburg kommt die Aktion durch die Initiative von Waldemar Bianga (CDU) im 
Herbst 2018. Seitdem übernimmt die Gemeinde durch fraktionsübergreifenden, einstimmigen 
Beschluss die Schirmherrschaft für die Aktion und stellt die Mittel bereit. Großzügig unterstützt 
wird die Veranstaltung durch die Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Bad Bramstedt und 
durch die Opferberatung Weisser Ring, so dass inzwischen pinke T-Shirts mit OBR-Logo ge-
druckt und verteilt werden können. 

Die Tanzschule Winter aus Henstedt-Ulzburg und Tanztherapeutin Melanie Nowak aus Bad 
Bramstedt haben die Choreographie einstudiert und tanzen den Tanz auf einer Bühne vor. Ver-
schiedene Tanzgruppen, Bürgerinnen und Bürger, Politik und Verwaltung tanzen gemeinsam 
nach. 

 

 
 (Segeberger Zeitung 16.02.2019) 
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Durch die One Billion Rising Aktion tramsportiert das Thema Gewalt gegen Frauen in die breite 
Öffentlichkeit. In 2019 werden ca. 250 Menschen, in 2020 mehr als 300 zum Mitmachen begeis-
tert. In mehreren Beiträgen im Regionalfernsehen noa4 und im NDR und in der lokalen Presse 
wird ausführlich berichtet. One Billion Rising spricht alle Altersgruppen, Frauen und Männer, 
Menschen mit Beeinträchtigung und Menschen mit Migrationshintergrund gleichermaßen an. 
Es besteht eine große Solidarität gegen Gewalt an Frauen in allen Bevölkerungsgruppen. 

 
(Segeberger Zeitung 17.02.2020) 
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4.3.2 Internationaler Tag gegen Gewalt an Frauen & Anti-Gewalt-Wochen 

Am Internationalen Tag gegen Gewalt, dem 25. November, wird weltweit auf Gewalt gegen 
Frauen aufmerksam gemacht. Henstedt-Ulzburg setzt in der Aktionswoche jedes Jahr mit unter-
schiedlichen Veranstaltungen ein öffentliches Zeichen gegen Gewalt an Frauen: 

 Die Flagge „Frei Leben ohne Gewalt“ der Menschenrechtsorganisation „Terre des femmes“ 
wird am Rathaus in der Aktionswoche gehisst. 

 Spezielles Informationsmaterial zu Stalking und häuslicher Gewalt und viele „Give aways“, 
wie Taschentücher und Kugelschreiber mit der Telefonnummer des Hilfetelefons liegen für 
Besucherinnen und Besucher des Rathauses im Eingangsbereich aus und machen auf Bera-
tungs- und Unterstützungsmöglichkeiten auf-
merksam. 

 In den öffentlichen Toiletten im Rathaus sowie in 
denen der Mitarbeiterinnen ist der Aufkleber des 
Hilfetelefons deutlich sichtbar platziert. 

 

Gewalt kommt nicht in die Tüte 

In der Aktionswoche verkaufen die Bäckereien Rathjen und Wagner 
ihre Brötchen in besonderen, mit dem Hilfetelefon bedruckten Tü-
ten. Außerdem spenden die beiden Bäckereien seit Jahren Brötchen, 
die dann zusammen mit Informationsmaterial an Bürgerinnen und 
Bürger verteilt werden, um ins Gespräch zu kommen und über das 
Thema zu informieren. Die Verteilung wird unterstützt von der Frau-
enfachberatungsstelle, dem Weissen Ring, dem Träger der Offenen 
Kinder und Jugendarbeit IN VIA und der örtlichen Polizei. Die erfolg-
reichen Kampagne „Gewalt kommt nicht in die Tüte“ ist eine gemein-
same Aktion des Landesinnungsverbands des Bäckerhandwerks, mit 
den Gleichstellungsbeauftragten und dem KIK-Netzwerk bei häusli-
cher Gewalt. 

 

Gewalt behindert Frauen (2018) 

Mädchen und Frauen mit Behinderungen sind doppelt so häufig von jeglichen Formen von Ge-
walt betroffen wie Mädchen und Frauen ohne Beeinträchtigungen. Das belegt eine im Auftrag 
des Bundesfamilienministeriums durchgeführte Studie vom Herbst 2012. Demgegenüber haben 
Frauen mit Behinderungen und Beeinträchtigungen jedoch nur eingeschränkten Zugang zum 
Hilfesystem. 

Auch vor diesem Hintergrund tritt 2017 eine neue Werkstätten-Mitwirkungsverordnung 
(WMVO) in Kraft. Mit diesem Gesetz ist es verpflichtend, dass jede Werkstatt für Menschen mit 
Behinderung eine Frauenbeauftragte bereitstellt. Frauenvertreterinnen können nur Frauen mit 
einer geistigen/körperlichen Behinderung werden. Diese müssen entsprechend geschult und 
unterstützt werden. 

Vor diesem Hintergrund arbeitet das Projekt „SUSE – sicher und selbstbestimmt“ von mixed 
pickles e.V. daran, einerseits Frauen und Mädchen mit Behinderungen zu stärken und gleich-
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zeitig die regionale Vernetzung und die Zusammenarbeit zwischen Akteurinnen und Akteuren 
der Anti-Gewalt-Arbeit und der sogenannten Behindertenhilfe zu verbessern. 

Henstedt-Ulzburg ist mit ihrem „Aktionsplan Inklusion“ Vorreiterin. In den letzten Jahren wer-
den verschiedene vorbereitende Fortbildungsveranstaltungen für Frauen mit Behinderungen 
angeboten. In 2018 und 2019 finden aus Bundesmitteln geförderte mehrtägige Schulungen für 
die angehenden Frauenbeauftragten der umliegenden Werkstätten in Barmstedt statt. 

 

 
(Umschau 14.11.2018) 
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Tatort Wohnzimmer (2019) 

Häusliche Gewalt ist eines der höchsten Gesundheitsrisiken für Frauen. Die eigene Wohnung, 
das Wohnzimmer beispielsweise, ist ein gefährlicher Tatort für Frauen. Häusliche Gewalt ist die 
am weitesten verbreitete Form der Gewalt gegen Frauen und umfasst alle gesellschaftlichen 
Schichten. Die meisten Opfer von Partnerschaftsgewalt sind weiblich, viele Übergriffe bleiben 
nach wie vor unbekannt. Erheblicher Risikofaktor für Frauen, Häusliche Gewalt zu erfahren, ist 
eine Trennung oder Trennungsabsicht vom Partner, aber auch eigene Gewalterfahrungen in der 
Kindheit und Jugend erhöhen die Gefahr. In 2019 macht deswegen im Eingangsbereich des Rat-
hauses bzw. des CCUs ein kleines aufgebautes Wohnzimmer auf das Thema Häusliche Gewalt 
aufmerksam. 
 

 
 (Umschau 20.11.2019) 
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Männlichkeit (2020) 

Dass sexualisierte Gewalt gegen Frauen inakzeptabel ist, 
steht heutzutage weitgehend außer Frage. Dass es trotz-
dem so viele betroffene Fälle gibt, ist auch das Ergebnis 
überkommender patriarchaler, stereotyper Rollenbilder 
von Männern und Frauen. 

„Männlichkeit entscheidest du!“ heißt die Kampagne der 
Anti-Gewalt-Woche in 2020, in der sich ganz unterschiedli-
che Männer aus Schleswig-Holstein für positive Männlich-
keit und gegen Sexismus und Gewalt aussprechen. Der 
Landesverband Frauenberatung Schleswig-Holstein e.V. 
(LFSH) hat die Kampagne entwickelt, die inzwischen bun-
desweit viel Zuspruch erhält. 

Die Vorstellung, dass ein Mann männlich ist, wenn er die 
Kontrolle und Oberhand über andere behält, ist noch im-
mer weit verbreitet. Stark, potent und mächtig – diese 
sogenannte toxische Männlichkeit ist die Wurzel für Ab-
wertung, Sexismus und letztlich körperliche Gewalt gegen 
Frauen. Wenn es Männern gelingt, sich von toxischer Männlichkeit zu emanzipieren, ist auch 
für Frauen viel gewonnen. Während der Anti-Gewalt-Woche wurden im Rathaus und in der 
Gemeindebücherei und –mediothek Roll-ups der Männer mit ihren Botschaften gezeigt. In 
Henstedt-Ulzburg war Jens Ristedt zu Gast. 

 
(Hamburger Abendblatt 25.11.2020) 

 

4.4 Gleichstellung und Familie 

Weiterer Schwerpunkt meiner Gleichstellungsarbeit ist es, Familien dahingehend zu unterstüt-
zen, dass für Männer und Frauen gleiche Chancen und Möglichkeiten der Aufgabenbewältigung 
und Entfaltung im Familienleben bestehen, ohne dass stereotype Geschlechterrollen zugrunde 
liegen. Hierfür setze ich im Berichtszeitraum die erfolgreiche Vortragsreihe „Gut zu wissen“ zu 
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unterschiedlichen Themen fort (siehe 4.4.1) und organisiere mehrere Lesungen in Kooperation 
mit der Gemeindebücherei und –mediothek (siehe 4.4.2). 

Besonders während der noch immer andauernden Corona-Pandemie gilt es, Familien – und 
damit immer noch besonders Frauen, die zum größten Teil die Sorgearbeiten übernehmen – zu 
unterstützen. 

 
(Segeberger Zeitung 30.03.2020) 

 

4.4.1 Gut zu wissen 

Manchmal ist es einfach gut, im Vorwege informiert zu sein. „Gut zu wissen!“ heißt deswegen 
die Vortragsreihe, die ich in Kooperation mit der Erziehungs- und Familienberatungsstelle in 
Henstedt-Ulzburg entwickelt habe. Unter diesem Slogan wird zu allen sozialen Themen infor-
miert, die Frauen und Familie betreffen, und gleichzeitig werden die Beratungseinrichtungen 
vorgestellt, die im Haus der Sozialen Beratung regelmäßig Sprechzeiten anbieten. 

Die Vortragsreihe wird ausgezeichnet angenommen, selbst bei „schweren“ Themen. Dies liegt 
in der hervorragenden Kooperation mit der Erziehungs- und Familienberatungsstelle begründet 
und in dem ansprechenden und einprägsamen corporate design der Vortragsreihe, das von der 
ortsansässigen Firma insign media entwickelt wurde. 

 

Im Frühjahr 2018 findet der Vortrag „Al-
leinerziehend, aber nicht alleingelassen“ 
statt. Christina Moos von Sozialberatung 
der Diakonie Altholstein sowie Tina Pu-
dack und Charlotte Pongs von der Erzie-
hungs- und Familienberatung der Thera-
piehilfe e.V. informieren darüber wie 
Eltern Eltern bleiben können, auch wenn 
sie getrennt sind, über Umgangsregelun-
gen, die Organisation der Betreuung und 
des Alltags, die Suche nach einer Woh-
nung und Fragen zu Unterhalt und Unterstützungsmöglichkeiten. Der Vortrag mache ca. 20 
größtenteils Frauen Mut, ein positives inneres Bild der Zukunft zu entwickeln. 
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Alt werden ist nichts für Feiglinge. Hervorragend 
besucht ist der Vortrag „Wenn Eltern älter wer-
den“ im November 2018, in dem Ulrich Milden-
berger vom Pflegestützpunkt im Kreis Segeberg 
Mut macht, sich mit dem Thema „Älter werden“ 
auseinander zu setzen: Wie gehen wir damit um, 
wenn die Eltern älter werden? Welche Hilfen 
gibt es, welche Unterstützungen? Wie finanzie-

ren sich die benötigten Hilfen? Und was, wenn die Eltern gutgemeinte Vorschläge in den Wind 
schlagen? Der Erfolg des Vortrages verdeutlicht den hohen Beratungsbedarf in Henstedt-Ulz-
burg. 

 

Beim Vortrag „Gut zu wissen! Elternzeit & Eltern-
geld“ im September 2019 informiert pro familia 
Beraterin Sabine Kühl über Regelungen zur 
Elternzeit und zum Elterngeld: Wie und wann 
muss beim Arbeitgeber Bescheid gesagt werden? 
Wie lange gibt es Elterngeld? Was ist Elterngeld-
PLus und was sind Partnerschaftsbonusmonate? 
Wie kann das Elterngeld zwischen Vater und 
Mutter aufgeteilt werden oder können auch 
beide gleichzeitig Elterngeld beziehen? Wie be-
rechnet sich Elterngeld? Kann ein Elternteil auch 
während der Elternzeit in Teilzeit arbeiten und 
Elterngeld erhalten? Eltern werden ist kompli-
ziert, da ist es gut, eine Fachberatungsstelle vor 
Ort zu haben. 

 

Eltern stehen bei der Betreuung und Erziehung 
ihrer Kinder vor vielen Herausforderungen –
durch die Kontaktsperren nehmen diese in Zeiten 
von Corona ganz besonders zu: Struktur einhalten, Grenzen setzen oder Gelassen bleiben. 

Eigentlich wünschen sich Eltern ein friedliches 
und respektvolles Zusammenleben mit ihren 
Kindern und geraten stattdessen immer wie-
der in Machtkämpfe. Manchmal haben Eltern 
auch das Gefühl, dass sie kaum noch Einfluss 
auf das Verhalten ihres Kindes haben, obwohl 
sie schon so viele erzieherische Möglichkeiten 
ausprobiert haben. 

 

Eine Herausforderung ist, unseren Vortrag „Gut zu wissen - Kinder außer Rand und Band“ im 
Mai 2020 online anzubieten. In Kooperation mit der Erziehungs- und Familienberatungsstelle 
klappt dies hervorragend – 45 Eltern nehmen an der Online-Veranstaltung teil. Tina Koschmie-
der von der Erziehungs- und Familienberatungsstelle stellt an diesem Online Info-Abend Mög-
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lichkeiten vor, wie sich Eltern wieder handlungsfähig fühlen und eine positive Verbindung zu 
ihrem Kind aufbauen können. 

 

 
     (Markt 16.05.2020) 

 

Im November 2020 bieten wir unter demselben On-
line-Format den Vortrag Trennung & Scheidung“ an, 
der ähnlich gut besucht war. Die beiden Rechtsan-
wältinnen für Ehe- und Familienrecht, Sabine 
Zachow und Cornelia Jureit der ortsansässigen 
Kanzlei Dr. Dörfelt, Schumacher, Grützner und So-
zien informieren darüber, was bei einer Trennung 
rechtlich alles zu bedenken und zu regeln ist, z.B. 
zum Sorge- und Umgangsrecht, zum Kindes- und 
Elternunterhalt, zum Güter- und Vermögensrecht. 
Neben den rechtlichen Regelungen ist es besonders 
wichtig, das Wohl der Kinder im Blick zu behalten. 
Tina Koschmieder von der Erziehungs- und Famili-
enberatung berichtet über ihre Unerstützungsan-
gebote, wie z.B. Mediation, Beratung oder die Tren-
nungsgruppe für Kinder und Jugendliche. 

 

Fazit: Online-Formate für Vorträge sind eine gute 
Alternative zu Präsenzveranstaltungen. 
 

     (Markt 14.11.2020) 
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4.4.2 Lesungen 

Um die tatsächliche Gleichstellung von Frauen 
und Männern zu erreichen, müssen Frauen und 
Mütter einen Teil der Erziehungs- und Haus-
haltsarbeiten abgeben – und Männer bzw. Vä-
ter müssen diese Verantwortung an häuslichen 
und familiären Verpflichtungen auch anneh-
men. Diese Veränderungen sind auch aus 
Männersicht nicht einfach. In Kooperation mit 
der Gemeindebücherei und –mediothek stellt 
Björn Süfke im Januar 2019 sein neues Buch 
„Männer erfindet euch neu“ vor. 

Was gestern noch als männlich galt, ist heute 
verpönt – und auch wieder nicht. Der Mann 
von heute soll ein gefühlvoller Partner sein, 
aber bitte kein Weichei. Kraftvoll und kom-
promissbereit. Ein 24-Stunden-Papa, aber bitte 
auch beruflich ein Überflieger. Kein Wunder, 
dass Mann verwirrt ist. Björn Süfke, einer der 
wenigen Männertherapeuten in Deutschland, 
zeigt in seinem neuen Buch schonungslos, aber 
mitfühlend die heutigen Krisen des Mann-Seins 
auf: die Orientierungslosigkeit von Jungen und 
Männern, die Doppelanforderung im Hinblick 
auf Partnerschaft, Kind & Karriere und das 
Nicht-Ernstnehmen von Vätern. Er plädiert für 
eine vollständige Gleichstellung von Vätern bei 
der Erziehungsarbeit, damit die nachfolgende 
Generation – vor allem Jungen – auch mit 
männlichen, emotional präsenten Identifikati-
onsfiguren aufwachsen kann. Auch müsse es in 
unserer Gesellschaft möglich werden, über 
männliches Leid zu sprechen, ohne ausgelacht 
oder in einen unwürdigen Geschlechterkampf 
hineingezogen zu werden. 

 

(Umschau 09.01.2019) 

 

Inspiriert durch diese Lesung, die Männer motiviert, mehr Familienverantwortung zu überneh-
men, überreiche ich seit 2019 aus Gleichstellungsmitteln Mitarbeitenden der Verwaltung 
Henstedt-Ulzburg, die Eltern werden und Elternzeit nehmen, im Namen der Gemeinde ein klei-
nes Buchgeschenk: „Die Ritter des Möhrenbreis“ oder „Papa, jetzt bis du Prinzessin“ oder 
„Papa, du hast ja Haare auf der Glatze“ von Björn Süfke. 
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Im September 2019 stellt Karen-Susan Fessel 
ihre Buch „Mutter zieht aus“ in einer Lesung in 
Kooperation mit der Gemeindebücherei und –
mediothek vor. 

„Mutter zieht aus“ erzählt eine ungewöhnliche 
und zugleich exemplarische Geschichte über 
Mütter und Töchter und die Lebenswirklichkeit 
von Frauen der Kriegsgeneration, eine Nach-
schau auf eine ganze Generation, die allmäh-
lich verschwindet. Die 76-jährige Mutter der 
Ich-Erzählerin stürzt in ihrem Haus, das sie al-
lein bewohnt. Damit erleidet sie ein Schicksal 
wie das unzähliger anderer alter Frauen, das 
meist in eine Abwärtsspirale führt: Dem Verlust 
der Mobilität folgt der Verlust der Selbststän-
digkeit, der Verlust des eigenen Heims und 
damit oft der Verlust des Lebenswillens. Die 
Mutter der Erzählerin aber stemmt sich dage-
gen. Und zieht dennoch aus – aus dem Haus, in 
dem sie vierunddreißig Jahre gewohnt hat, zu-
nächst mit ihrer Familie, später, nach dem Aus-
zug der Kinder, als Paar, noch später, als Witwe, 
allein. Der Auszug verändert alles. Was lässt sich in Kisten packen und mitnehmen, was wird 
aussortiert? Was bleibt von einem gelebten Leben, welche Perspektiven bieten sich noch? 

 

4.5 Frauen und Politik 

Am 6. Mai 2018 findet die Kommunalwahl statt. „Im echten Norden – mehr Frauen in die Kom-
munalpolitik“, diesen Slogan der landesweiten Kampagne der kommunalen Gleichstellungsbe-
auftragten Schleswig-Holsteins greifen die Gleichstellungsbeauftragten an der sog. „AKN Achse“ 
gemeinsam erfolgreich auf. Das Ziel, den Frauenanteil in den Kommunalparlamenten deutlich 
zu erhöhen, wird insgesamt erreicht und Henstedt-Ulzburg hat dabei die Nase vorn: 

 

 in Henstedt-Ulzburg steigt der Frauenanteil von 29,3% in 2013 auf 39,4% in 2018 (um 
10,1%) 

 in Kaltenkirchen steigt der Frauenanteil von 16,1% auf 34,3 % (um 18,2%) und 
 nur in Norderstedt sinkt der Frauenanteil geringfügig von 37 % auf 33,3% (um 3,7%). 

Dieses hervorragende Ergebnis von knapp 40% Frauenanteil in Henstedt-Ulzburg ist nur durch 
die vielen Anstrengungen zu erreichen, die alle Wählergemeinschaften und Parteien bei der 
Aufstellung der Direktkandidatinnen und Direktkandidaten für die Wahlkreise unternommen 
haben, um die Plätze paritätisch und im Reißverschlussverfahren mit Frauen und Männern zu 
besetzen. Frauen müssen auch wählbar sein. Besonders hervorzuheben ist die SPD, die paritä-
tisch 50% Direktkandidatinnen und 50% Kandidaten aufstellt. 
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(Segeberger Zeitung 21.04.2018) 
 

Von Herbst 2015 bis zur Kommunalwahl im Mai 2018 und darüber hinaus finden verschiedene 
Fortbildungen, Workshops und Seminare speziell für politisch interessierte Frauen aus 
Henstedt-Ulzburg und umliegenden Kommunen mit finanzieller Unterstützung des damaligen 
Ministeriums für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und Gleichstellung des Landes Schleswig-
Holstein (MJEVG) und der Heinrich-Böll-Stiftung statt, im Berichtszeitraum folgende: 
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 „Hilfreiche Netzwerke: Von der Bewerberin 
zur Mandatsträgerin“, Referentin: Sabine 
Rautenberg (02.03.2018 in Norderstedt) 

 „Ohne Moos nichts los - der kommunale 
Haushalt“, Referentin: Sabine Rautenberg 
(23.02.2018 in Norderstedt) 

 „Einführung in die Kommunalpolitik“, Refe-
rentin: Sabine Rautenberg (09.02.2018 in 
Norderstedt) 

 „Frauen, ergreift das Wort!“, Referentin: 
Sabine Rautenberg (09.02.2018 in 
Henstedt-Ulzburg) 

 

Außerdem etabliert sich seit 2016 ein regelmäßiges Netzwerktreffen unter den Kommunalpoli-
tikerinnen und interessierten Frauen, das sich 2-3 Mal im Jahr im Rathaus Henstedt-Ulzburg 
trifft, ca. 10-15 Frauen aus einem Pool von 25-30 nehmen regelmäßig teil. Auf den Treffen in-
formiere ich zu gleichstellungspolitischen Themen, erfahrene Kommunalpolitikerinnen stellen 
sich und ihre Motivation vor und es wird gemeinsam zu aktuellen kommunalpolitischen The-
men diskutiert. 

 

 

 

Bedingt durch die Maßnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung der Corona-Pandemie kön-
nen Netzwerktreffen und Seminare in 2020 nicht fortgesetzt werden. 

 

4.6 Frauen und Arbeit 

Frauen erhalten 21% weniger Gehalt pro Stunde als Männer und die Rente von Frauen ist sogar 
fast 60 % niedriger als die von Männern (Statistisches Bundesamt). Die Ursachen der ge-
schlechtsspezifischen Benachteiligung lassen sich im Wesentlichen auf drei Ursachen zurück-
führen: 
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• Frauen fehlen in bestimmten Berufen, 
Branchen und im Führungsbereich. 

• Frauen unterbrechen oder reduzieren 
ihre Erwerbstätigkeit familienbedingt 
durch z.B. Elternzeit oder Pflege von 
Angehörigen häufiger und länger als 
Männer. 

• Frauentypische Berufe sind unterbe-
wertet und die gängigen Rollenstereo-
type beeinflussen nach wie vor die Be-
rufswahl von Frauen. 

Gleichzeitig stellt die Lohnlücke selbst ei-
nen fortbestehenden Fehlanreiz für das 
Erwerbsleben von Frauen dar. Schlechtere 
Einkommensaussichten führen zu niedriger 
Erwerbsneigung; längere Erwerbsunter-
brechungen führen zu mehr Entgeltun-
gleichheit. Damit ist Entgeltungleichheit 
einerseits Folge von Rollenvorstellungen 
und andererseits festigt sie die ge-
schlechtshierarchische Verantwortungs-
teilung in Partnerschaften. 

Traditionelle Rollenmuster und Rollenkli-
schees gilt es zu überwinden: Maßnahme 
für mehr Geschlechtergerechtigkeit sind 
z.B.  die faire  Umverteilung von Sorge- und    (Markt 21.03.2020) 
Erwerbsarbeit zwischen Männern und Frau- 
en, der weitere Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen, die (finanzielle!) Aufwertung von Beru-
fen, in denen überwiegend Frauen arbeiten, wie z.B. die Erziehungs- und Pflegeberufe und 
mehr Frauen in Führungspositionen und Politik. 

 

4.6.1 FRAU & BERUF 

Die Beratungsstelle FRAU & BERUF bietet regelmäßig 2x pro Monat 
im Haus der Sozialen Beratung Einzelberatungen an. Beruflicher 
(Wieder-) Einstieg nach familiär bedingter Auszeit, die berufliche 
Umorientierung, Selbstwertstärkung und Profilbildung, Bewer-
bungsunterlagen, Existenzgründungen und arbeitsrechtliche Fragen 
stehen bei den Beratungen im Vordergrund. Der Bedarf ist groß, die 
Beratungstermine sind oft ausgebucht. Als Gleichstellungsbeauf-
tragte unterstütze ich die Öffentlichkeitsarbeit von FRAU & BERUF. 
Außerdem fand der Info-Abend „Berufliche Nischen finden“ in der 
Vortragsreihe „Gut zu wissen“ im Mai 2019 statt. 
 

(Hamburger Abendblatt 06.10.2020) 
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(Umschau 15.05.2019) 

 

In 2020 sind die Beratung unter den notwendigen Hygieneauflagen eine große Herausforderung 
und wechseln zwischen Telefon-, Präsenzberatung und Videokonferenz. 

 

 
(Umschau 29.07.2020) 

 

4.6.2 Workshop Existenzgründung: CHEFin – Frauen gründen anders! 

Als Präsenzveranstaltung aber mit einem strengen Hygienekonzept findet der Workshops zur 
Existenzgründung für Frauen im September 2020 statt. Die Veranstaltung ist mit 15 Frauen aus-
gebucht. Es wird über Fördermöglichkeiten, Vernetzungsangebote und das Thema Gründen als 
Nebenerwerb informiert. In Kooperation mit der Beratungsstelle FRAU & BERUF und der Inves-
titionsbank Schleswig-Holstein wird das kostenlose Seminar bereits zum wiederholten Mal in 
Henstedt-Ulzburg erfolgreich durchgeführt. Zielgruppe sind Frauen, die sich selbstständig ma-
chen wollen oder noch nicht länger als 3 Jahre selbstständig sind, unabhängig davon, ob haupt- 
oder nebenberuflich. Das Angebot ist branchenübergreifend. 
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(Umschau 02.09.2020) 

 

4.7 Gleichstellung und Bildung 

Geschlechterungerechtigkeiten zwischen Frauen und Männern entstehen durch traditionelle 
Rollenverständnisse, die bereits in der Erziehung an die Kinder weiter gegeben werden. Um die 
tatsächliche Gleichstellung und Chancengerechtigkeit zu erreichen, sind Maßnahmen im Be-
reich der Bildung entscheidend. 

In jeder Schule mit mehr als fünf Beschäftigten ist eine Gleichstellungsbeauftragte und nach 
Möglichkeit eine Vertreterin zu bestellen. Sie wirkt hauptsächlich nach innen bei Personalaus-
wahlverfahren. Die Gleichstellungsbeauftragten der Schulen sind für ihre Tätigkeiten nicht 
freigestellt. Ich versuche, ein Netzwerk mit den Gleichstellungsbeauftragten der Grund- und 
weiterführenden Schulen in Henstedt-Ulzburg zu pflegen und die Kolleginnen zu unterstützen. 
Da Schulen Landeseinrichtungen mit Landesbediensteten sind (bis auf die Beschäftigten in den 
Sekretariaten), ist dies nicht immer einfach. Ich komme ins Gespräch mit Schülerinnen und 
Schülern, versende Informationen zum Thema Bildung und Gleichstellung und kooperiere bei 
Veranstaltungen, z.B. für die Girls‘/Boys‘ Days. 

 

4.7.1 Girls‘/Boys‘ Days 

Am bundesweiten Aktionstag Girls‘/Boys‘ Day schnuppern Schülerinnen und Schüler bei Be-
triebserkundungen und Mitmachaktionen in die unterschiedlichsten Berufsfelder hinein und 
informieren sich über Praktikums-, Ausbildungs- und Studienplätze. Ziel ist es, den Mädchen vor 
allem den technischen, naturwissenschaftlichen und handwerklichen Bereich der Arbeitswelt 
näher zu bringen. Denn nach wie vor entscheiden sich Mädchen bei ihrer Ausbildungs- und Stu-
dienwahl häufig für ein „typisch weibliches“ Berufsfeld oder Studienfach, ohne sich der eigenen 
vielfältigen Fähigkeiten bewusst zu sein und die ganze Bandbreite des Berufsspektrums zu ken-
nen. Die Jungen lernen an dem Aktionstag Berufe aus dem sozialen, pflegerischen und erziehe-
rischen Bereich kennen und können neue Erfahrungen sammeln. 

Die Aktionstage in 2018 und 2019 finden in der Paracelsus-Klinik Henstedt-Ulzburg, im Kita Ei-
genbetrieb der Gemeinde Henstedt-Ulzburg, in der Verwaltung, an der Universität Hamburg 
und – ganz neu! – bei Metalltechnik Naegler in Henstedt-Ulzburg statt: 
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(Segeberger Zeitung 29.03.2019) 

 

Geschäftsführerin Heike Rothmann von Metall-
technik Naegler stellt den Mädchen den Beruf 
Metalltechnikerin Fachrichtung Konstruktions-
technik vor. Nach Betriebsführung und Sicher-
heitsunterweisung können die Mädchen sich 
selber an den Werkstoffen Stahl, Edelstahl und 
Aluminium erproben. Dabei ist selbständiges 
Bohren, Schleifen, Sägen, Schneiden und Kanten 
von Blechen unbedingt erlaubt. Auch ein Erinne-
rungsstück an den Aktionstag wird selbst herge-
stellt. 

Nach einer Rathausführung lernt ein Junge die 
verschiedenen Bereiche kennen, für die eine 
kommunale Verwaltung zuständig ist und mit 
welchen Problemen Bürgerinnen und Bürger ins 
Rathaus kommen. In der Kämmerei wird der 
finanzielle Haushalt fiktiv geplant, Aufgaben im 
Bereich Bildung, Jugend & Freizeit werden ge-
löst und auf dem Chefin-Sessel der damals stell-
vertretenden Bürgermeisterin Claudia Meyer 
kann Platz genommen werden. 
 

                    (Umschau 17.04.2019) 
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In den gemeindlichen Kindertagesstätten erleben Jungen, dass Betreuung von Kindern mehr ist 
als „nur spielen“, sie lernen den Beruf des Erziehers in der Krippe, dem Kindergarten oder im 
Hort kennen. 

Die langjährige Kooperation mit der Paracelsus-Klinik „Berufe im Krankenhaus – mehr als Arzt 
und Schwester!“ wird fortgesetzt: Mädchen erhalten spannende Einblicke in die Arbeitsberei-
che einer Chirurgin, haben Zugang zum Operationssaal und zum Labor. Außerdem lernen sie die 
Rettungswache und das Rettungsfahrzeug kennen. Die Jungen erfahren interessante Einblicke 
in die Medizin und Pflege von neugeborenen Kindern auf der Neugeborenen Station und lernen 
den pflegerischen Bereich im Krankenhaus kennen. 

Im Fachbereich der Informatik an der Universität Hamburg bekommen Mädchen spannende 
Einblicke, woran in der Informatik aktuell geforscht wird und erhalten Informationen zum 
Thema Datenschutz und Datensicherheit in Sozialen Netzen. Außerdem können die Mädchen 
selbst in verschiedenen Mini-Projekten praktisch arbeiten, wie z.B. in Multimediale Szenen, 
Krypographie, Virtuelle Realität, POV-Ray „Fremde Welten“, Robocup: Roboterfußball, Paralle-
les Rechnen oder Sprachdialogsysteme. 

 

4.7.2 Besuch von Schulklassen 

Auf erneute Anfrage eines Lehrers konnte ich 
am 30.01.2019 zwei 10. Klassen einer Gemein-
schaftsschule und Lehrkräfte im Ratssaal zu 
einem Gespräch über Gleichstellung von 
Frauen und Männern empfangen. Die Schüle-
rinnen und Schüler hatten sich zuvor im Fach 
Deutsch mit den Themen Gleichstellung und 
Frauenrechte beschäftigt. Ich berichte über 
meine tägliche Arbeit und wir diskutieren an-
hand der zuvor eingereichten Fragen intensiv. 
Ich freue mich über die Möglichkeit, mit jungen 
Menschen ins Gespräch zu kommen und aus 
der Praxis berichten zu können. 

 



 

- 64 - 

5 Netzwerkarbeit 

5.1 Innerhalb H-U 

In Einzelberatungen und projektbezogen arbeite ich mit verschiedenen Vereinen, Verbänden 
und Trägern vertrauensvoll und erfolgreich zusammen (siehe 3 und 4). 

Im Sommer 2018 wird das Familienzentrum für Henstedt-Ulzburg, Ellerau und Kisdorf gegrün-
det und zunächst im DRK-Gebäude in der Schulstraße, dann mit Fertigstellung ab Juni 2020 in 
der DRK-Kindertagesstätte Schäferkampsweg eingerichtet, so dass nun auch in Henstedt-Rhen 
ein breites soziales Angebot für Familien besteht. 

Neben dem Familienzentraum ist das Haus der Sozialen Beratung mit seinem vielfältigen Bera-
tungs- und Unterstützungsangebot der verschiedenen Träger für alle sozialen Fragen der Bürge-
rinnen und Bürger in Henstedt-Ulzburg da. In dem Veranstaltungsformat „Gut zu wissen!“ or-
ganisiere ich regelmäßig Informationsveranstaltungen in Kooperation mit den Facheinrichtun-
gen. 

Besonders eng arbeite ich mit der kreisweiten Beratungsstelle FRAU & BERUF und der Frauen-
fachberatungsstelle Kaltenkirchen zusammen. Beide bieten regelmäßige Sprechzeiten im Haus 
der Sozialen Beratung an, ich unterstütze bei der Öffentlichkeitsarbeit, organisiere bedarfsge-
recht gemeinsame Veranstaltungen für Frauen und arbeite bei Kampagnen mit den beiden Ein-
richtungen zusammen. 

Alle Vereine und Verbände im sozialen Bereich in Henstedt-Ulzburg sind in dem bereits 1990 
gegründeten Netzwerk Soziale AG organisiert. Als Gleichstellungsbeauftragte, damit weisungs-
frei und Teil der Verwaltung, bin ich Bindeglied zwischen Trägern, Verwaltung und Politik und 
bringe mich regelmäßig in das Netzwerk ein. Die Soziale AG ist Herausgeberin des Wegweisers 
für Beratung und soziale Angebote, den ich maßgeblich inhaltlich erstelle. Auf Antrag können 
Träger Mitglied in der Sozialen AG werden. Derzeit besteht die Soziale AG aus folgenden Mit-
gliedern: Ämterlotsen/Diakonie Altholstein, Behindertenbeauftragte/Gemeinde Henstedt-Ulz-
burg, Bürger Aktiv, Deutscher Kinderschutzbund, Deutsches Rotes Kreuz/Ortsverein Henstedt-
Ulzburg, Erziehungs- und Familienberatung/Therapiehilfe e.V., Familienzentrum/DRK, Flücht-
lingsberatung/Diakonie Altholstein, Flüchtlingskoordination/Gemeinde Henstedt-Ulzburg, 
Gleichstellungsbeauftragte/Gemeinde Henstedt-Ulzburg, Jugendzentren Tonne & Rhen/In Via 
Hamburg e.V., Kreisjugendamt, Kirchengemeinden Henstedt-Ulzburg, Migrationsbera-
tung/Diakonie Altholstein, Rauhes Haus, Regenbogen e.V., Schuldner- und Insolvenzberatung 
Kaltenkirchen/Verbrauchzentrale SH, Segeberger Wohn- und Werkstätten, Seniorenbeirat, So-
zialberatung/Diakonie Altholstein, SOS-Kinderdorf Harksheide, Sportverein Henstedt-Ulzburg, 
VHS, Weißer Ring und Willkommensteam e.V. 

Aus gegebenem Anlass bildet sich temporär für 2018/19 der Runde Tisch Sexualisierte Gewalt 
unter Jugendlichen auf Initiative der ATS Suchtberatung Kaltenkirchen. Verstärkt wird eine Zu-
nahme der missbräuchlichen Nutzung der neuen Medien von Jugendlichen zur Verbreitung von 
Bild- und Videomaterial in den Schulen und Jugendeinrichtungen festgestellt. Der Arbeitskreis 
organisiert zu dieser Thematik am 30.11.2019 den Fachtag „Medienmissbrauch bei Kindern und 
Jugendlichen“ und diskutiert Handlungsoptionen mit Fachkräften aus den Einrichtungen. 
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  (Umschau 30.10.2019) 

 

Der Arbeitskreis Gewaltprävention an Schu-
len des Kriminalpräventiven Rates der Ge-
meinde Henstedt-Ulzburg tagt im Berichts-
zeitraum häufig. Unsere Medienkompetenz-
veranstaltung #MeinKindLebtOnline für Eltern 
am 7. November 2019 ist sehr erfolgreich. In 
den „AK Umfeldverbesserungen“ des Krimi-
nalpräventiven Rates bin ich nachrichtlich und 
bei Bedarf eingebunden. 

(Alstergymnasium, #MeinKindLebtOnline Medienkompetenzveran-
staltung für Eltern am 07.11.2019, Foto Svenja Gruber) 

 

5.2 Kreisebene 

Als Gleichstellungsbeauftragte bin ich innerhalb der Verwaltung in viele Gespräche eingebun-
den und an Prozessen beteiligt (siehe 2). Trotzdem habe ich kein fachliches „Team“, mit dem 
ich mich austausche und meine Tätigkeiten reflektieren kann. Vor diesem Hintergrund sind die 
kreis-, landes- und auch bundesweiten Netzwerke der Gleichstellungsbeauftragten von ent-
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scheidender Bedeutung für eine erfolgreiche Gleichstellungsarbeit in Henstedt-Ulzburg. Ich 
nehme regelmäßig daran teil. 

Die Zusammenarbeit der Gleichstellungsbeauftragten im Kreis Segeberg „vergrößert“ sich im 
Berichtszeitraum: Die Ämter Trave-Land und Itzstedt bestellen mit Einführung des Gesetzes zur 
„Sicherung der Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten“ vom März 2017 jeweils 
Gleichstellungsbeauftragte, so dass nun insgesamt 8 hauptamtlich im Kreis Segeberg tätig sind 
(siehe 5.4.2). Wir arbeiten projekt- und veranstaltungsbezogen zusammen, z.B. bei der Bro-
schüre „Trennung & Scheidung“ oder den Kampagnen gegen Gewalt gegen Frauen. 

Auf Kreisebene bin ich in weitere Netzwerke eingebunden: 

Zum Thema Gewalt gegen Frauen arbeite ich kreisweit projekt- und einzelfallbezogen mit dem 
Frauentreffpunkt in Kaltenkirchen, dem Frauenhaus in Norderstedt, dem Frauenzimmer und 
der KIK Koordinierungsstelle in Bad Segeberg zusammen. An dem kreisweiten KIK-Netzwerk zur 
häuslichen Gewalt nehme ich teil. 

Das Netzwerk „SUSE – sicher und selbstbestimmt im Kreis Segeberg“ hat das Ziel gewaltbe-
troffene Frauen und Mädchen mit Behinderung besser zu unterstützen und Zugänge zu Bera-
tungs- und Unterstützungsangeboten für alle zu schaffen. Denn aktuelle Studien zeigen, dass 
behinderte Frauen und Mädchen um ein vielfaches häufiger von unterschiedlichen Formen von 
Gewalt betroffen sind als Frauen und Mädchen ohne Behinderung (vgl. Studie zur Lebenssitua-
tion und Belastungen von Frauen mit Behinderung 2012). Trotz dieser hohen Gewaltbetroffen-
heit finden aber nur wenige Frauen mit geistiger Behinderung bzw. Frauen aus stationären Ein-
richtungen den Weg zu den Frauenfacheinrichtungen bzw. Gewaltschutzeinrichtungen. Das 
Netzwerk trifft sich viemal pro Jahr. 

 
(Netzwerkpersonen zur Eröffnung der Minijobausstellung am 06.09.2019, Foto: Arbeitsagentur Elmshorn) 

Auf den „Arbeitsmarkttreffen“ der Bundesagentur für Arbeit in Elmshorn, bestehend aus den 
Beauftragten für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt, den Beratungsstellen Frau & Beruf und 
den Gleichstellungsbeauftragten der Kreise Segeberg und Pinneberg, kann im Herbst 2019 die 
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Wanderausstellung „Machen Sie mehr aus Ihrem Minijob!“ eröffnet werden. Die verschiedenen 
Roll-Ups zeigen, welche Vorteile eine Erweiterung des Minijobs in eine sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung für beide Seiten bringt. 

Das kreisweite Netzwerk „Geflüchtete Frauen in den Arbeitsmarkt“ hat das Ziel, den Zugang 
zum Arbeitsmarkt für geflüchtete Frauen zu verbessern. Neben den Gleichstellungsbeauftrag-
ten des Kreises Segeberg, der Beratungsstelle Frau & Beruf, der Agentur für Arbeit und dem 
Jobcenter sind u.a. auch die Handwerks-, Industrie- und Handelskammern sowie die Flücht-
lingsberatungs- und Integrationskoordinierungsstellen vertreten. Neben der Vernetzung der 
Facheinrichtungen organisiert das Netzwerk die Veranstaltung „Leben und Arbeiten im Kreis 
Segeberg“ Anfang 2020, die in Henstedt-Ulzburg stattfand und von der stellvertretenden Minis-
terpräsidentin des Landes und Finanzministerin Monika Heinold eröffnet wurde (4.2.2). 

 
              (Segeberger Zeitung 25.10.2018) 
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5.3 Landes- und Bundesebene 

Auf Landesebene bin ich Mitglied der Landesarbeitsgemeinschaft der hauptamtlichen kommu-
nalen Gleichstellungs- und Frauenbeauftragten in Schleswig-Holstein (LAG). Neben der Teil-
nahme an den Vollversammlungen der LAG bin ich Mitglied im AK Hauptsatzung, der sich mit 
den Rahmenarbeitsbedingungen und Standards für Gleichstellungsbeauftrage, wie Hauptamt-
lichkeit, Eingruppierung und frühzeitige Beteiligung, sowie mit der Novellierung des Landes-
gleichstellungsgesetzes (GstG SH) befasst. Von der LAG werde ich ab 06/2017 für zwei Jahre als 
Sprecherin gewählt (siehe 5.4). 

Seit 2016 bin ich von der Staatskanzlei der Landesregierung als Beobachterin für den Be-
obachterausschuss der Führungspotentialanalysen berufen. Die Beobachterschulungen wer-
den von der Deutschen Gesellschaft für Personalwesen (DGP) durchgeführt, die DGP führt 
ebenfalls unsere Assessment Center durch. Ziel der Führungspotentialanalyse ist es, zu ermit-
teln, welche Beamtinnen und Beamten sich für die Wahrnehmung von Führungsaufgaben, ins-
besondere Lenkungs-, Planungs- und Managementaufgaben, in Ämtern oberhalb der Besol-
dungsgruppe A 13 eignen. Regelmäßig werde ich seitdem in dieser Funktion bei der Auswahl 
von zukünftigen Führungskräften für die Landesministerien eingeladen. 

An der Bundeskonferenz der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten in 2018 in 
Karlsruhe nehme ich teil. Am Sitz des Bundesverfassungsgerichts wird mit mehr als 400 Kolle-
ginnen die im Grundgesetz verankerte Gleichstellung von Frauen und Männern eingefordert. 
Der Abbau der strukturellen Benachteiligung von Frauen ist Verfassungsauftrag an die Kommu-
nen. 

 
(Bundeskonferenz 16.-18.09.2018 in Karlsruhe zum Thema „Verfassungsauftrag Gleichstellung) 

 

5.4 Sprecherin der Landesarbeitsgemeinschaft der hauptamtlichen kommunalen 
Gleichstellungsbeauftragten in Schleswig-Holstein (LAG) 

Von 2017 bis 2019 war ich eine von sechs Sprecherinnen der Landesarbeitsgemeinschaft der 
hauptamtlichen kommunalen Gleichstellungsbeauftragten in Schleswig-Holstein (LAG). In dieser 
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Position werden die kommunalen Gleichstellungsbeauftragten Schleswig-Holsteins nach Maß-
gabe der Beschlüsse der Vollversammlungen der LAG auf Landesebene vertreten. Neben der 
Netzwerkarbeit mit Ministerien, Landtagsfraktionen und kommunalen Landesverbänden, wer-
den die Vollversammlungen und Fortbildungen für die Gleichstellungsbeauftragten inhaltlich 
vorbereitet und zu tagesaktuellen gleichstellungspolitischen Fragen öffentlich Stellung genom-
men. In dieser Zeit werden beispielsweise Stellungnahmen und Positionspapiere verfasst zum 
Erhalt der landesweiten Beratungsstelle „Frau & Beruf“, zum Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Vergaberechts in Schleswig-Holstein, zum Integrations- und Teilhabegesetz, zum 
Thema Diversity, zum Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der Gleichstellungsbeauftragten 
in den Gemeinden, Kreisen, Ämtern und Hochschulen der Fraktion der AfD. 

Meine Tätigkeit bewirkt indirekt auch für Henstedt-Ulzburg eine Verbesserung der Geschlech-
tergerechtigkeit und der Rahmenbedingungen in der Gleichstellungsarbeit, rückt die Gemeinde 
Henstedt-Ulzburg auf Landesebene mehr in den Fokus und stärkt mich selbst rechtlich sowie 
persönlich in der Gleichstellungsarbeit. Folgende Themen können beispielhaft im Berichtszeit 
durch die LAG weiter vorangebracht werden: 

 

5.4.1 Paritätische Gremienbesetzung nach § 15 GstG  

Die Paritätische Gremienbesetzung nach § 15 GstG soll bewirken, den Anteil von Frauen in Gre-
mien, wie z.B. Verwaltungs- und Aufsichtsräten, Beiräten oder Kommissionen, auf jeweils die 
Hälfte der Mitglieder zu erhöhen. Hintergrund ist einerseits die Feststellung, dass Gremien in 
Staat und Gesellschaft maßgebliche Macht ausüben, sei es durch eigene Entscheidungen, sei es 
durch Einflussnahme über beratende Funktionen. Andererseits ist festzustellen, dass Frauen in 
Gremien fast in allen Bereichen unterrepräsentiert oder gar nicht vertreten sind. Dieser fehlende 
Einfluss von Frauen bewirkt, dass ihre Interessen und Sichtweisen nicht oder nur unzureichend 
durchgesetzt werden. 

Erst seit der rechtlichen Bestätigung der Anwendbarkeit des § 15 GstG bei der Entsendung kom-
munaler Vertreterinnen und Vertreter in Gremien durch das Oberverwaltungsgericht in Schles-
wig Ende 2017 wird diese Regelung konsequenter in Schleswig-Holstein angewendet. 

Die Besetzung der Gremien in Henstedt-Ulzburg nach der Kommunalwahl im Mai 2018 erfolgt in 
Zusammenarbeit mit Verwaltung und Politik sehr gut, sprich: paritätisch. Zur regelmäßigen 
Überprüfung wird die paritätische Gremienbesetzung seitdem ins jährliche Berichtswesen aufge-
nommen. Niederschriftlich festgehalten ist, dass auch die Stellvertretungen paritätisch zu beset-
zen sind. Die Gremien in Henstedt-Ulzburg werden seitdem paritätisch besetzt. 

 

5.4.2 Gesetz zur „Sicherung der Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten“ 

Im März 2017 wird im Gesetz zur „Sicherung der Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauf-
tragten“ der Begriff der Hauptamtlichkeit konkretisiert und die Vollzeitbestellung einer Gleich-
stellungsbeauftragten ab einer Größe von 15.000 Einwohnerinnen und Einwohner als Regelfall 
festgelegt. Eine hälftige Beschäftigung ist nur noch im Ausnahmefall mit Begründung möglich, 
unterhälftige hingegen ausgeschlossen. Dieses Gesetz ist ein Meilenstein zur Erreichung der 
tatsächlichen Gleichstellung. Durch Anerkennung der Konnexität werden den Kommunen außer-
dem Landesmittel zugesprochen, um die Stelle der Gleichstellungsbeauftragten entsprechend zu 
besetzen. 
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(Hamburger Abendblatt 27.11.2018) 
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Die Umsetzung des Gesetzes begleitet die LAG fortlaufend durch Abfragen in den Kommunen, 
Austausch mit den Ministerien und den Kommunalen Landesverbänden (KLV) und Positionspa-
piere. Denn trotz des Gesetzes und finanzieller Unterstützung durch das Land, mangelt es man-
chen Orts an der konsequenten Umsetzung: 

 Im Kreis Segeberg kommen die Ämter Trave-Land und Itzstedt ihrer Verpflichtung zur 
Bestellung einer hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten nach – leider allerdings nur in 
Teilzeit mit 19,5 Wochenstunden. 

 Im Amt Kaltenkirchen-Land kann nach Jahren der Vakanz durch nicht-Ausschreibung nun 
wieder die Position der ehrenamtlichen Gleichstellungsbeauftragten Anfang 2018 besetzt 
werden. 

 Die Stadt Bad Segeberg stockt ihre Stelle der Gleichstellungsbeauftragten gesetzeskonform 
auf Vollzeit aufgestockt. 

 In Kaltenkirchen bleibt die Stelle der Gleichstellungsbeauftragten trotz gesetzlicher Ver-
pflichtung aufgrund der Größe der Kommune von über 20.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern und entsprechender Landesmittel in hälftiger Teilzeit. 

Die Wirksamkeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten bei der Umsetzung des Verfas-
sungsauftrages hängt in hohem Maße von den Rahmenbedingungen ab, in denen sie arbeiten. 
Diese Rahmenbedingungen sind z.B. Hauptamtlichkeit/zeitliche Ressourcen, frühzeitige Beteili-
gung am Willensbildungsprozess, Eingruppierung/Ausbildung der Gleichstellungsbeauftragten 
oder Ausstattung/finanzielle Ressourcen. 

 

5.4.3 Frühzeitige Beteiligung – Rechtsgutachten 

Der Effekt von Gleichstellungsarbeit hängt besonders von der Einhaltung der Beteiligungsrechte 
der Gleichstellungsbeauftragten ab. Nach § 20 GstG ist sie in allen personellen, sozialen und 
organisatorischen Angelegenheiten der Dienststelle zu beteiligen sowie nach § 2 Abs. 3 GO an 
fachlichen Angelegenheiten. 

Die Umsetzung dieser Rechte ist in den Kommunen sehr unterschiedlich, wie die Umfrage der 
LAG in den Kommunen im November 2015 zeigt: Zwar wird ¾ der Gleichstellungsbeauftragten in 
personellen, sozialen und organisatorischen Angelegenheiten beteiligt, jedoch nur 50% so früh-
zeitig, dass Ihre Anregungen und Bedenken eingebracht werden können. In fachlichen Angele-
genheiten werden nur 25% meistens beteiligt. Eine Teilnahme an den Amtsleitungs-/ Dezer-
natsrunden wird nur gut 50% der Gleichstellungsbeauftragten gewährt. 

Vor diesem Hintergrund gibt die LAG bei der Hamburger Kanzlei Graf von Westphalen eine 
Rechtsgutachten zur frühzeitigen Beteiligung in Auftrag. Dieses Gutachten kommt am 15. Mai 
2018 zu dem Ergebnis, dass die kommunale Gleichstellungsbeauftragte in Fachangelegenheiten 
zu beteiligen ist und dies frühzeitig. Diese Notwendigkeit der Frühzeitigkeit schließt Vorgesprä-
che, wie Leitungsrunden, ein. 

Das Gutachten stärkt die Position der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten, jedoch fehlt für 
die entscheidende Durchsetzung ihres Rechts auf Frühzeitige Beteiligung eine rechtliche Klage-
befugnis der Gleichstellungsbeauftragten (vgl. Urteil des OVG Schleswig vom 14.02.2019 – 2 LB 
98/18). Neuere Landesgleichstellungsgesetzgebungen haben diese Klagebefugnis sehr konkret 
aufgenommen. 
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5.4.4 Novellierung des Schleswig-Holsteinischen Landesgleichstellungsgesetzes (GstG) 

Seit Anfang der 1990er Jahre sind in den Bundesländern Regelungen zur Umsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern im öffentlichen Dienst in Kraft getreten. 1994 wurde in 
Schleswig-Holstein das „Landesgesetz zur Gleichstellung der Frauen im öffentlichen Dienst 
(GstG)“ eingeführt. Die Erfolge und Wirksamkeit der Gesetzgebungen im Hinblick auf die Gleich-
stellung im öffentlichen Dienst sind jedoch unzureichend, wie u.a. die Gleichstellungsberichte der 
Bundesregierung feststellen. Nach wie vor sind beispielsweise die Führungspositionen überwie-
gend männlich besetzt, die Aufgabenstellung und Rechte für Gleichstellungsbeauftragte unprä-
zise und es fehlen Sanktionsmöglichkeiten bei Missachtung des Gesetzes. 

Während mehr als die Hälfte der Bundesländer die „1. Generation der Gleichstellungsgesetze aus 
den 90ziger Jahren“ inzwischen novelliert haben, gilt in Schleswig-Holstein nach wie vor das GstG 
von 1994. Die LAG und deren Sprecherinnen setzen sich deswegen dafür ein, die Landesregie-
rung für eine Novellierung zu sensibilisieren. Ziel ist, eine Gesetzesnovellierung im nächsten 
Koalitionsvertrag zu verankern. Die nächsten Landtagswahlen finden 2022 statt. 

 

5.4.5 Fortbildungen der LAG 

Im Berichtzeitraum organisieren die Sprecherinnen der LAG mehrere Fortbildungen für ihre 
Mitglieder, die sehr gut nachgefragt und deswegen alle wiederholt angeboten werden: 

 „Geschlechtergerechte Personalentwicklung – Handlungsmöglichkeiten für Gleichstellungs-
beauftragte“ mit Heike Mänz (Organisationsberatung Mänz & Rossmannn) am 27.08.2018 
& 14.03.2019: 

Für eine tatsächliche Geschlechtergleichstellung in einer Verwaltung sind spezifische Perso-
nalentwicklungsmaßnahmen und -instrumente unerlässlich. In der Fortbildung werden ver-
schiedene konkrete Maßnahmen und Instrumente der Personalentwicklung vorgestellt, die 
der Geschlechtergleichstellung und somit der Umsetzung dieses Zieles dienen. Anhand ei-
ner Checkliste kann jede Gleichstellungsbeauftragte ermitteln, was in ihrer Verwaltung be-
reits umgesetzt wird und was noch zweckmäßigerweise eingeführt werden sollte. Da 
Gleichstellungsbeauftragte aufgrund der Rechtslage und ihrer begrenzten Verantwortlich-
keit stets einflussreiche Bündnispartner*innen einbinden müssen, geht es im zweiten Teil 
der Veranstaltung um das strategische Vorgehen im Umgang mit der Dienststellen- und 
Personalleitung sowie den Führungskräften, um konkrete Maßnahmen anzuregen und zu 
begleiten. 

 „Schlag-fertig gegen Populismus und für Vielfalt und Toleranz“ mit Turid Müller (Schauspie-
lerin und Kommunikationspsychologin) am 23.10.2018 & 04.02.2019: 

„Der Kurs trainiert mit Mitteln aus dem Improvisationstheater und der Kommunikations-
psychologie ein Basiswissen über gewaltfreie Kommunikation, die Verwendung von ent-
schärftem Humor sowie von Techniken der Schlagfertigkeit. Dazu gehören auch Selbstklä-
rung und Reflexion der eigenen inneren Aufstellung wie äußeren Verhaltens in herausfor-
dernden kommunikativen Situationen. Mit Rollenspielen, Übungen und eigenen Fallbei-
spielen wird trainiert, sexistischen Witzen, Stammtischparolen und Vorurteilen Paroli zu 
bieten.“ 

 „Wie sehen unsere Städte und Dörfer in Zukunft aus? Gleichstellungsziele und Strategien in 
der städtebaulichen Planung“ mit Angelika Birk (ehemalige Frauenministerin SH) und Anne-
Katrin Lorenzen (ehemalige Stadtplanerin Lübeck) am 26.09.2019 & 23.04.2020: 
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Die Fortbildung verschafft einen Überblick und vermittelt Hilfestellung zur qualifizierten Be-
teiligung an der Bauleitplanung. Was ist Bauleitplanung – was regelt der Flächennutzungs-
plan und was kann in einem Bebauungsplan festgesetzt werden? Und vor allem, wie lese ich 
einen B-Plan? Wie erkenne ich die städtebaulichen Ziele? Welcher Rahmen wird von der 
Landesplanung für meine Gemeinde vorgegeben? Wann und wie kann ich die Belange als 
Gleichstellungsbeauftragte einbringen und wie finde ich gegebenenfalls Verbündete? Dar-
über hinaus wird folgendes vermittelt: Überblick über die Planungsebenen und Steue-
rungsinstrumente der Landesregierung, Regionalplanung, Flächennutzungsplanung, Fach-
planungen zu Einzelthemen, wie städtebaulichen Wettbewerb, Bebauungsplanung, sonstige 
Satzungen, z.B. Milieuschutz, städtebaulichen Verträgen. 

 

5.4.6 Broschüren & Kampagnen 

Verschiedene Broschüren erstellt die LAG im Berichtszeitraum: 

 Geringfügige Beschäftigung – Informationen über Minijob bis 450 € im Monat (2018) 

 Verheiratet… und weniger netto? Das Faktorverfahren als Alternative zu den gängigen 
Steuerklassenkombinationen (2018) 

 Eherecht und Eheverträge – Wissenswertes und Tipps (2019) 
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6 Öffentlichkeitsarbeit 

Klappern gehört zum Geschäft: Als Gleichstellungsbeauftragte betreibe ich eigene Öffentlich-
keitsarbeit. Dazu gehört das Herausgeben von Pressemitteilungen zu aktuellen Themen und 
Veranstaltungen sowie von Informationsbroschüren. Des Weiteren bin ich für die Inhalte und 
die Pflege meiner Internetpräsenz auf der Homepage der Gemeinde Henstedt-Ulzburg verant-
wortlich. 

Nach Einführung der neuen EU Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) in 2018 habe ich mei-
nen digitalen „Frauen-E-Mail-Verteiler“ überarbeitet und Einverständniserklärungen für die 
Zusendung von Informationen zum Thema Gleichstellung von mehr als 180 Frauen aus 
Henstedt-Ulzburg und Umgebung erhalten. Ich werte das als großen Zuspruch sowohl für das 
Thema als auch für meine Arbeit. 

 

6.1 Eigene Pressearbeit 

Als Gleichstellungsbeauftragte kann ich an den monatlichen Pressegesprächen der Verwaltung 
teilnehmen und gebe selbständig und weisungsunabhängig Presseinformationen heraus. Bei 
Bedarf lade ich auch zu eigenen Presseterminen ein. Meine Pressemitteilungen erhielt der Bür-
germeister und erhält die Bürgermeisterin vorab zur Kenntnis. Meinen Presseverteiler pflege 
ich selbständig, auch die Fraktionsvorsitzenden und Fachbereichsleitungen erhalten meine 
Pressemitteilungen zur Kenntnis. 

 

6.2 Veröffentlichungen & Broschüren 

Auch in 2018 und 2020 wird der Wegweiser für Beratung und soziale Angebote in meiner Ver-
antwortung komplett aktualisiert und mit neuen lokalen Angeboten vervollständigt. In 2019 
wird der Wegweiser außerdem erstmals in leichte Sprache übersetzt. Herausgeberin der Bro-
schüre ist die Soziale AG, die Kosten für Übersetzung, Druck und Layout werden von der Ge-
meinde Henstedt-Ulzburg finanziert. Die Wirtschaftsförderung unterstützt bei der 
Aktualisierung. 

In 2020 hab ich die Informationsbroschüre Der Minijob – da ist mehr für Sie drin in Zusam-
menarbeit mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten auf 
die lokalen Institutionen, Adressen und Ansprechpersonen angepasst und diese den Kollegin-
nen im Kreis Segeberg zur Verfügung gestellt. Die Broschüre Trennung & Scheidung wird als 
Kooperation aller Gleichstellungsbeauftragten des Kreises Segeberg erstellt, die Druck- und 
Layoutkosten werden von der Kreis-Gleichstellungsbeauftragten getragen. 

Die stets aktuellen und gut sortierten Flyerständer im Eingangsbereich des Rathauses sind in-
zwischen fest etablierte Informationsmöglichkeit für Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde 
Henstedt-Ulzburg. Bereitgestellt werden hier Informationen zu allen sozialen Themen und Be-
ratungsstellen vor Ort. An den regelmäßigen Nachbestellungen wird der große Bedarf an aktu-
ellem Informationsmaterial deutlich. Das regelmäßige Kontrollieren der Flyer auf Aktualität und 
Vollständigkeit, das Aufräumen der Flyerständer und die häufigen Nachbestellungen sind sehr 
zeitaufwendig und werden durch die Wirtschaftsförderung unterstützt. 



 

- 75 - 

  

 

6.3 Internet 

Auf der Homepage der Gemeinde Henstedt-Ulzburg ist unter der Rubrik „Rathaus“ eine Seite 
für die Gleichstellungsbeauftragten eingerichtet, die ich fortlaufend aktualisiere: 
www.henstedt-ulzburg.de/gleichstellungsbeauftragte. Sie gliedert sich in die Bereiche „Aufga-
ben“, „Veröffentlichungen“, „Frauen und Kommunalpolitik“, „Frau & Beruf“ und „Interkultu-
relles Frauenfrühstück“. Im Berichtszeitraum wird die Homepage durch den Bereich „Gewalt 
gegen Frauen“ erweitert. 

In 2019 und 2020 wird mit großer Unterstützung durch Politik und Verwaltung gemeinsam die 
Kampagne One Billion Rising organisiert und durchgeführt. Mehr als 250 bzw. 300 Bürgerinnen 
und Bürger nehmen an der Tanz-Veranstaltung teil und setzen ein Zeichen gegen Gewalt an 
Frauen und Mädchen (vgl. 4.3.1). Eine fortlaufende Dokumentation mit Filmbeiträgen ist auf 
der Homepage der Gleichstellungsbeauftragten eingestellt: https://www.henstedt-
ulzburg.de/gewalt-gegen-frauen.html 

 

http://www.henstedt-ulzburg.de/gleichstellungsbeauftragte
https://www.henstedt-ulzburg.de/gewalt-gegen-frauen.html
https://www.henstedt-ulzburg.de/gewalt-gegen-frauen.html
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7 Ausblick 

Das breite Themenspektrum zeigt nicht nur eine Vielfalt meiner Gleichstellungsarbeit, sondern 
die Umsetzung des Gender Mainstreaming, der Strategie, bei allen Vorhaben die unterschiedli-
chen Lebenssituationen und Interessen von Frauen und Männern zu berücksichtigen und die 
unterschiedlichen Auswirkungen auf Frauen und Männer zu überprüfen. 

Das war bisher eine ganze Menge, aber seien Sie gewiss – es geht weiter! 

In der Gemeinde Henstedt-Ulzburg stehen dringlichste Themen an: 

 Die Stelle der Büroleitung gilt es zu besetzen: Nach kompletter Überarbeitung der Aus-
schreibung hoffen wir auf hervorragende Bewerbungen von Frauen und Männern. 

 Der Bericht der Organisationsuntersuchung ist kurz vor dem Abschluss: Das Ergebnis 
kann es nicht allen recht machen. Den externen Beratungsblick gilt es jedoch anzuer-
kennen und Verwaltung und Politik müssen offen für Veränderungen sein. Dabei sind 
die Modernisierung der Verwaltung, der Aufbau einer Kommunikations- und Führungs-
kultur und ein professionelles Projektmanagement keine Selbstgänger – sie brauchen 
Fachkompetenz, personelle Ressource und Zeit. 

 Quo vadis Henstedt-Ulzburg? Die politische Diskussion, wie und wo die Gemeinde wach-
sen soll, ist jetzt notwendig, um das Integrierte Gemeindeentwicklungskonzept aufstel-
len zu können. 

 Die Kita-Reform wird umgesetzt: Die große Anzahl an Fachkräften zu gewinnen, ist eine 
Herausforderung. Eigenbetrieb und externe Träger müssen kreative Lösungen finden 
und attraktive Rahmenarbeitsbedingungen schaffen. 

Als Gleichstellungsbeauftragte setze ich mich auch weiterhin dafür ein, dass für die Zukunfts-
themen der Gemeinde Henstedt-Ulzburg geschlechtergerechte Lösungen gefunden werden – 
die allen zu Gute kommen. 

 

Die Corona-Krise hat Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern wie durch ein Brennglas ver-
schärft deutlich werden lassen. Aber aus Krisen erwachsen auch Chancen: der Digitalisierungs-
schub in der Verwaltung, flexible Möglichkeiten der Arbeitsplatzgestaltung, neue Online-For-
mate für Beratung- und Informationsveranstaltungen und digitale politische Gremienarbeit 
schaffen neue Möglichkeiten der Entwicklung und Teilhabe für Frauen und Männer. 

 

Seit Amtsantritt der neuen Bürgermeisterin Ulrike Schmidt haben sich die Arbeitsrahmenbedin-
gungen für wirksame Gleichstellungsarbeit spürbar verbessert. Diese neue Selbstwirksamkeit 
motiviert. 

 

Ich bin dankbar für meine Arbeit und mein Arbeitsumfeld – und freue mich auf die weitere 
gemeinsame Gleichstellungsarbeit mit Ihnen. 

Bleiben Sie gesund & zuversichtlich. 


